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21. Wahlperiode

Mitteilung des Vorstands der Bremischen Biirgerschaft
Rechnungslegung der Fraktionen und der Gruppen fiir das Jahr 2022

Geman § 42 Absatz 4 Satz 4 des Gesetzes lber die Rechtsverhaltnisse der
Mitglieder der Bremischen Biirgerschaft (BremAbgG) werden hiermit die
fristgerecht vorgelegten Rechnungen der Fraktionen der Bremischen
Birgerschaft fiir das Haushaltsjahr 2022 veroffentlicht.

Die Zahlungen an die Fraktionen und Gruppen beruhen auf dem
Haushaltsplan der Freien Hansestadt Bremen (Haushaltsplan 2022/2023,
Kapitel 8010, Haushaltsstelle 684 52-8).

Im Haushaltsjahr 2022 betrugen die Verglitungen sowie die
Versorgungsleistungen fiir die Fraktionsgeschaftsfiihrer:innen rund 753 600
Euro. Diese Leistungen sind nicht Gegenstand der Rechnungslegungen der
Fraktionen.

Die Rechnungslegung der parlamentarischen Gruppe L. F. M. wurde bisher
nicht vorgelegt. Zum gegenwartigen Zeitpunkt ist nicht absehbar, wann
diese vorliegt.

Antje Grotheer
Prasidentin



BURGERSCHAFTSFRAKTION
LAND BREMEN

SP

Rechnungslegung iiber die Einnahmen und Ausgaben der Fraktion
gemaR § 42 Bremisches Abgeordnetengesetz
fiir die Zeit vom 01. Januar 2022 bis 31. Dezember 2022

1. Einnahmen

a)
b)
c)

a)
b)
¢
d)

e)

9
h)

)
k)

€

Geldleistungen nach § 40 Abs. 1i.V.m. Abs. 2 BremAbgG 1.541.400,38
sonstige Einnahmen 14.990,29
Auflédsung von Ricklagen 130.162,91

1.686.553,58

. Ausgaben
€

Summe der Personalausgaben fur Beschéftigte der Fraktion 1.334.594,18
Ausgaben fur Veranstaltungen 6.883,84
Sachverstandigen, Gerichts- und &hnliche Kosten 0,00
Ausgaben fur die Zusammenarhbeit mit Verfassungsorganen
des Bundes, der Lander sowie Organen der Gemeinden 358 09
Ausgaben fir die Offentlichkeitsarbeit 19.690,90
Ausgaben des laufenden Geschaftsbetriebes 82.006,24
Repré&sentationen und Bewirtungen 3.558,47
Reisekosten einschlieRlich der Kosten fiir die Benutzung
von Kraftfahrzeugen 10.136.60
Mietkosten fur angemietete Geschéftsraume
einschliellich Bewirtschaftungskosten 208.735 48
Ausgaben flr Investitionen 17.154,98
Sonstige Ausgaben 3.433,90
ZufGhrung zu den Ricklagen 0,00

1.686.553,58
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3. Vermégensibersicht

€
a) Vermdgen (Sachwerte), das mit Mitteln nach § 40 Abs. 1 BremAbgG
im Berichtsjahr erworben wurde 17.154 98
b)  Sachwerte nach Abschreibung (gem. LHO) per 31. Dezember 2022 77.372,55
¢) Rucklagen (inkl. Bankguthaben, Kassenbestande etc.) /
Ubertragung ins n&chste Haushaltsjahr 512.426 .07
d)  Forderungen per 31. Dezember 2022
(nicht in den Rucklagen enthalten) 24.699.23
e) Verbindlichkeiten per 31. Dezember 2022
(siehe Erlduterungen in 3¢ und 3e) 19.247 01
4. Erlauterungen
Zu 1a) Besondere Geldleistungen nach § 42 Abs. Abs. 2 Satz 3 BremAbgG
€
Erstattungen fur die Enquete-Kommission:
Klimaschutzstrategie fur Bremen 10.492,58
Zu 2j) Ubersicht iiber die in 2022 erfolgten Investitionen
€
EDV-Software 13.989,31
Betriebs- und Geschaftsausstattung 0,00
Geringwertige Wirtschaftsgliter 3.165,67
Investitionen 2022 17.154,98
Zu 3a) Entwicklung des Verm&gens (Sachwerte)
€
Sachwerte zum 01. Januar 2022 1.355.024,56
+ Zugénge in 2022 17.154,98
J. Abgénge in 2022 1.830,22
Sachwerte zum 31. Dezember 2022 1.370.349,32



Zu 3b) Entwicklung der Sachwerte nach Abschreibung

€
Sachwerte zum 01. Januar 2022 89.038,55
+ Zugénge in 2022 17.154,98
. Abgénge in 2022 3,00
. Abschreibungen in 2022 28.817,98
Sachwerte zum 31. Dezember 2022 77.372,55

Far die im Rechnungslegungsjahr 2022 angeschafften beweglichen Wirtschaftsglter des
Sachanlagevermégens wurden die akiuellen steuerlichen Abschreibungsregelungen sowie die
Ausfuhrungsbestimmung zu § 41 Abs. 1 des BremAbgG zugrunde gelegt.

Zu 3c) Riicklagen

Die Rucklagen setzen sich aus den bestehenden Bankguthaben und Kassenbestinden zum
31. Dezember 2022 zusammen. Die angegebenen Sachwerte, die Forderungen sowie die
Verbindlichkeiten zum 31. Dezember 2022 werden in den Rucklagen nicht bertcksichtigt.

Entwicklung der Riicklagen

€
Ricklagen zum 01. Januar 2022 642.588,98
+ Minderung der Rucklagen in 2022 -130.162,91
Rucklagen zum 31. Dezember 2022 512.426,07

Die Ricklagen decken das wirtschaftliche Risiko der Fraktion fur den Betrieb des Fraktionsbtiros mit
seinen arbeitsrechtlichen Risiken aus der dauerhaften Beschéftigung von Mitarbeiter*Innen, der
Bedienung der allgemeinen Verbindiichkeiten.

Die vorhandenen Rucklagen Obersteigen nicht 50% der Geldleistungen nach § 40 Abs. 1 BremAbgG.
Daher ergibt sich nach den Ausfiuhrungsbestimmungen keine Ruckzahlungsverpflichtung.



Riickzahlungsverpflichtung

€
50% der Geldleistungen nach § 40 Abs. 1 BremAbgG 702.000,00
des vergangenen Haushaltsjahres
Hochstbetrag der Rucklagen zum 31. Dezember 2022 702.000,00
Vorhandene Ricklagen zum 31. Dezember 2022 512.426,07
Ruckzahlungsverpflichtung 0,00

Zu 3e) Verbindlichkeiten

Die Verbindlichkeiten in Hohe von 18.247,01 € setzen sich aus Verbindlichkeiten aus Lieferungen und
Leistungen des laufenden Geschéftshetriebes zusammen.

Die Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen blieben bei der Ermittlung des Héchstbetrages
der Racklagen aufter Ansatz.

Bremep, den 28. Juni 2023

| /z,-4f/‘",
~ Fraktiofisvorsitzgfider




LEGALES

Priifungsvermerk gemdR § 42 Abs. 4 des Bremischen Abgeordnetengesetzes

Der Fraktionsvorstand der SPD-Birgerschaftsfraktion Land Bremen, Bremen, in der
Bremischen Birgerschaft hat uns beauftragt, die Rechnungslegung der Fraktion fiir die Zeit
vom 1. Januar 2022 bis 31. Dezember 2022 gemiR § 42 Abs. 4 Bremisches

Abgeordnetengesetz zu priifen.

Wir haben diesen Auftrag anhand der uns vorgelegten Unterlagen und der uns erteilten
Auskinfte durchgefithrt. Fur die Auftragsdurchfilhrung unseres Auftrages und unsere
Verantwortlichkeit sind — auch im Verhéaitnis zur Dritten — die als Anlage beigefiigten
Aligemeinen Auftragsbedingungen fir Wirtschaftsprifer und Wirtschaftspriifungs-

gesellschaften in der Fassung vom 1. Januar 2017 maligebend.

Nach dem abschlieRenden Ergebnis unserer Prifung haben wir der Rechnungslegung der
SPD-Fraktion der Bremischen Birgerschaft fir das Geschéftsjahr 2022 folgenden

Prufungsvermerk erteilt:

Nach unserer pflichtgemé&Ren Priifung entspricht die vorstehende Rechnungslegung der SPD-
Birgerschaftsfraktion Land Bremen, Bremen, unter Einbeziehung der Buchfiihrung fir das Jahr
2022 den Vorschriften des § 42 Abs. 2 und 3 des Bremischen Abgeordnetengesetzes in der
Fassung vom 24. Juni 2020 (Brem.GBI. 2020 S. 469) unter Beriicksichtigung der Mitteilungen,
Erlauterungen und Ausfithrungsbestimmungen des Vorstandes der Bremischen Biirgerschaft
zur Rechnungslegung (zuletzt geéndert durch Vorstandsbeschluss vom 7. Februar 2020).

Bremen, den 28. Juni 2023

LEGALES Kreutzmann PartG mbB
Wirtschaftspriifungsgesellschaft

Steffen Fehse
Wirtschaftspriifer
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Rechnungslegung 2022

der

CDU-Fraktion der Bremischen Burgerschaft
Bremen
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Zusammengefasste Schlussbemerkung und Prifungsvermerk

Wir haben die Rechnungslegung der CDU-Fraktion der Bremischen Birgerschaft sowie die
sachgerechte Verwendung der Fraktionsmittel im Rahmen der Zweckbestimmung des § 40
BremAbgG geprift und darauf geachtet, dass diese Mittel nicht zur Parteienfinanzierung
verwendet wurden.

Nach unseren Feststellungen und der uns gegebenen Vollstandigkeitserklarung sind in der
als Anlage 1 beigefligten Einnahmen-Ausgabenrechnung sowie der Vermdgensibersicht alle
Einnahmen und Ausgaben sowie das Vermdgen fir das Jahr 2022 erfasst. Die Gliederung
entspricht den Vorschriften des §42 Abs. 2 und 3 BremAbgG. Die Vermdgensibersicht
entspricht nach unseren Feststellungen § 42 Abs. 3 BremAbgG mit den dazu ergangenen
Ausfuhrungsbestimmungen zur Haushalts- und Wirtschaftsfiihrung, zuletzt gedndert durch
Gesetz vom 17. Dezember 2019 (BremGBI. S. 814) sowie der Erlduterungen der Bremi-
schen Biirgerschaft vom 24. September 1996 (Drucksache 14/407) zur Rechnungslegung.

Bei der Prifung der sachgerechten Mittelverwendung im Rahmen des § 40 BremAbgG
haben wir im Hinblick auf die Bericksichtigung der unter "I. Prifungsauftrag und Prifungs-
durchfuhrung™ geschilderten Abgrenzungsschwierigkeit aufgrund unserer stichprobenweisen
Prifung und den uns erteilten Auskinften in allen gepruften Féllen festgestellt, dass die Aus-
gaben mit der Fraktionsarbeit im Zusammenhang stehen.

Nach dem abschlieRenden Ergebnis unserer Priifung erteilen wir den folgenden
Prifungsvermerk

Wir haben die Jahresrechnung - bestehend aus Rechnungslegung und dem Nachweis tber
das Vermdgen - unter Einbeziehung der Buchfuhrung der CDU-Fraktion der Bremischen
Blrgerschaft fur das Geschaftsjahr vom 1. Januar 2022 bis zum 31. Dezember 2022 gepruft.
Die Buchfiihrung und die Aufstellung der Rechnungslegung nach den deutschen Grundsét-
zen einer ordnungsgemalien Buchfuhrung, den Vorschriften der Landeshaushaltsordnung
(LHO) und den ergadnzenden Regelungen in der Satzung liegen in der Verantwortung der
Geschéftsfuhrung der Fraktion. Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von uns
durchgefiihrten Priifung eine Beurteilung tber die Rechnungslegung unter Einbeziehung der
Buchflihrung abzugeben.
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Wir haben unsere Priifung der Rechnungslegung entsprechend des vom Institut der Wirt-
schaftspriifer (IDW) verabschiedeten Priifungsstandards zur Prifung des Rechenschafts-
berichts einer politischen Partei (IDW PS 710) vorgenommen. Danach ist die Priifung so zu
planen und durchzufiihren, dass Unrichtigkeiten und VerstoRe gegen rechnungslegungs-
bezogene Vorschriften mit hinreichender Sicherheit erkannt werden. Bei der Festlegung der
Prufungshandlungen werden die Kenntnisse iber die Geschaftstatigkeit und tber das wirt-
schaftliche und rechtliche Umfeld der Fraktion sowie die Erwartungen tiber mdgliche Fehler
beriicksichtigt. Im Rahmen der Priifung werden die Nachweise fur die Angaben in Buch-
fuhrung und Rechnungslegung Uberwiegend auf der Basis von Stichproben beurteilt. Die
Prifung umfasst die Beurteilung der angewandten Grundsatze zur Rechnungslegung und der
wesentlichen Einschatzungen der Geschéaftsfuhrung. Wir sind der Auffassung, dass unsere
Prifung eine hinreichend sichere Grundlage fir unsere Beurteilung bildet.

Unsere Priifung hat zu keinen Einwendungen gefiihrt.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Priifung gewonnenen Erkenntnisse ent-
spricht die Rechnungslegung den gesetzlichen Vorschriften. Insbesondere sind die Vor-
schriften des § 42 Abs. 2 und 3 des Bremischen Abgeordnetengesetzes eingehalten worden.

Bremen, 15. Marz 2023

SIEMER+ PARTNER
Partnerschaft mbB WIRTSCHAFTS-
: PRUFUNGS-

Wirtschaftspriifungsgesellschaft GESELLSCHAFT
Steuerberatungsgesellschaft

(Dipl.-Kfm. Siemer)
Wirtschaftspriifer

' ottermanmn)
‘Wirtschaftspriferin


Müller, Sandra
Stempel

Müller, Sandra
Stempel


Anlage 1

Blatt 1
CDU-Fraktion der Bremischen Burgerschaft
Bremen
Rechnungslegung
uber
die Einnahmen, Ausgaben und das Vermoégen der Fraktion
fur die Zeit vom 1. Januar 2022 bis zum 31. Dezember 2022
gemal § 42 Bremisches Abgeordnetengesetz
Geschéftsjahr Vorjahr
EUR EUR
1. Einnahmen
a) Geldleistungen nach § 40 Abs. 1 BremAbgG 1.863.631,68 1.863.631,68
b) Sonstige Einnahmen 45.392,37 33.619,51
Summe Einnahmen 1.909.024,05 1.897.251,19
2. Ausgaben

a) Personalausgaben fir Beschéftigte der Fraktion 1.387.484,27 1.251.657,35
b) Ausgaben fiir Veranstaltungen 15.082,00 15.963,80
c) Sachverstédndigen-, Gerichts-, und &hnliche Kosten 72.001,05 112.771,57

d) Ausgaben fir die Zusammenarbeit mit Verfassungsorganen des
Bundes und der L&nder sowie Organen der Gemeinden 1.152,00 1.152,00
e) Ausgaben fir Offentlichkeitsarbeit 94.067,52 24.857,78
f) Ausgaben des laufenden Geschéftsbhetriebes 136.888,32 111.427,06
g) Représentation, Bewirtungen, Geschenke 19.451,22 8.184,38

h) Reisekosten einschlielilich der Kosten fiir die Benutzung von

Kraftfahrzeugen 30.684,19 18.854,02

i) Mietkosten fiir angemietete Geschaftsrdume einschlieBlich Be-
wirtschaftungskosten 159.809,61 155.914,36

j) Ausgaben fir Investitionen 77.891,03 4454458



Anlage 1

Blatt 2
CDU-Fraktion der Bremischen Burgerschaft
Bremen
Rechnungslegung
uber
die Einnahmen, Ausgaben und das Vermoégen der Fraktion
fur die Zeit vom 1. Januar 2022 bis zum 31. Dezember 2022
gemal § 42 Bremisches Abgeordnetengesetz
Geschéftsjahr Vorjahr
EUR EUR
k) Rickzahlungen von Fraktionszuschiissen 46.266,29 22.448,99
Summe Ausgaben 2.040.777,50 1.767.775,89

Fehlbetrag / Uberschuss 131.753,45- 129.475,30

Einstellung in die Rucklagen 0,00 105.658,00-

Auflésung von Riicklagen 46.266,29 22.448,99

Riickzahlungsverpflichtung im Folgejahr (+) / Entnahme im

laufenden Jahr (-) 85.487,16- 46.266,29

3. Vermdgensibersicht

a) Vermdgen, das mit Mitteln nach § 40 Abs. 1 BremAbgG im

Berichtsjahr erworben wurde 77.891,03 44.544,58
b) Sachwerte nach Abschreibung (geméR LHO) per 31. Dezember

2022 201.835,03 137.477,00
¢) Rucklagen (inklusive Bankguthaben, Kassenbestand etc.) per 31.

Dezember 2022 / Ubertragungen ins ndchste Haushaltsjahr 784.512,84 916.266,29
d) Forderungen per 31. Dezember 2022 4.839,20 542441

e) Verbindlichkeiten per 31. Dezember 2022 26.302,20 22.956,71



CDU-Fraktion der Bremischen Burgerschaft

die Einnahmen, Ausgaben und das Vermodgen der Fraktion
fur die Zeit vom 1. Januar 2022 bis zum 31. Dezember 2022

Bremen

Rechnungslegung
uber

gemal § 42 Bremisches Abgeordnetengesetz

4. Erlauterungen

zu2j:

Anlage 1
Blatt 3

Hierunter sind die im Jahr 2022 erfolgten Ausgaben fir Investitionen ausgewiesen. Diese setzen sich wie folgt

Zusammen:

zu 3 b:

Entwicklung der Sachwerte:

EDV Einrichtungen, Software
Biroeinrichtungen
Betriebs- und Geschéftsausstattungen

Sachwerte per 1. Januar 2022
+ Zugange in 2022

- Abgange in 2022

/. Abschreibungen in 2022

Sachwerte per 31. Dezember 2022

EUR

69.388,52
1.914,66

6.587,85

77.891,03

EUR
137.477,00

77.891,03
0,00

58.717,03

156.651,00



Anlage 1
Blatt 4

CDU-Fraktion der Bremischen Burgerschaft
Bremen

Rechnungslegung
uber
die Einnahmen, Ausgaben und das Vermodgen der Fraktion
flr die Zeit vom 1. Januar 2022 bis zum 31. Dezember 2022
gemal § 42 Bremisches Abgeordnetengesetz

Zu3c:

Die Riicklagen bestehen in Bankguthaben und Kassenbestand jedoch ohne die angegebenen Sachwerte. Im Be-
richtszeitraum sind die Ricklagen in HOhe der im Vorjahr ausgewiesenen Riickzahlungsverpflichtung von
46.266,29 EUR aufgeldst worden. Da die maximal zuldssige Rucklage den Riicklagenvortrag nach Auflésung der
Rickzahlungsverpflichtung nicht Ubersteigt, ist eine Einstellung in die Rucklagen in Hohe von 0,00 EUR erfolgt.
Ein Betrag in Hohe von -85.487,16 EUR wird im laufenden Jahr aus der Riicklage entnommen. Da die zuléssigen
Ricklagen nicht Giberschritten sind, ist im Folgejahr kein Betrag zurtickzuzahlen.

Die Rucklage in Hohe von 784.512,84 EUR enthdlt Anteile, mit denen die Aufwendungen flr neue Betriebs- und
Geschaftsausstattung und umfangreiche InstandhaltungsmalBnahmen finanziert werden sollen. Der restliche
Betrag soll zukiinftige laufende Ausgaben abdecken und stellt eine notwendige Liquiditatsreserve dar.

Bremen, 15. Méarz 2023
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Allgemeine Auftragsbedingungen

far

Anlage 2

Wirtschaftsprifer und Wirtschaftsprifungsgesellschaften

vom 1. Januar 2017

1. Geltungsbereich

(1) Die Auftragsbedingungen gelten fur Vertrdge zwischen Wirtschaftspriifern
oder Wirtschaftsprifungsgesellschaften (im Nachstehenden zusammenfas-
send ,Wirtschaftsprufer* genannt) und ihren Auftraggebern tGber Prifungen,
Steuerberatung, Beratungen in wirtschaftlichen Angelegenheiten und sonsti-
ge Auftrage, soweit nicht etwas anderes ausdriicklich schriftlich vereinbart
oder gesetzlich zwingend vorgeschrieben ist.

(2) Dritte kénnen nur dann Anspriiche aus dem Vertrag zwischen Wirt-
schaftspriifer und Auftraggeber herleiten, wenn dies ausdriicklich vereinbart
ist oder sich aus zwingenden gesetzlichen Regelungen ergibt. Im Hinblick auf
solche Anspriche gelten diese Auftragsbedingungen auch diesen Dritten
gegenuber.

2. Umfang und Ausfuhrung des Auftrags

(1) Gegenstand des Auftrags ist die vereinbarte Leistung, nicht ein bestimm-
ter wirtschaftlicher Erfolg. Der Auftrag wird nach den Grundsatzen ordnungs-
magiger Berufsausiibung ausgefiihrt. Der Wirtschaftsprifer Gbernimmt im
Zusammenhang mit seinen Leistungen keine Aufgaben der Geschaftsfuh-
rung. Der Wirtschaftsprifer ist fir die Nutzung oder Umsetzung der Ergebnis-
se seiner Leistungen nicht verantwortlich. Der Wirtschaftsprifer ist berechtigt,
sich zur Durchfiihrung des Auftrags sachversténdiger Personen zu bedienen.

(2) Die Berucksichtigung auslandischen Rechts bedarf — au3er bei betriebs-
wirtschaftlichen Prifungen — der ausdrucklichen schriftlichen Vereinbarung.

(3) Andert sich die Sach- oder Rechtslage nach Abgabe der abschlieRenden
beruflichen AuRerung, so ist der Wirtschaftspriifer nicht verpflichtet, den
Auftraggeber auf Anderungen oder sich daraus ergebende Folgerungen
hinzuweisen.

3. Mitwirkungspflichten des Auftraggebers

(1) Der Auftraggeber hat dafur zu sorgen, dass dem Wirtschaftspriifer alle fur
die Ausfuhrung des Auftrags notwendigen Unterlagen und weiteren Informa-
tionen rechtzeitig Ubermittelt werden und ihm von allen Vorgangen und
Umstanden Kenntnis gegeben wird, die fir die Ausfihrung des Auftrags von
Bedeutung sein koénnen. Dies gilt auch fir die Unterlagen und weiteren
Informationen, Vorgange und Umstande, die erst wahrend der Tatigkeit des
Wirtschaftsprifers bekannt werden. Der Auftraggeber wird dem Wirtschafts-
prifer geeignete Auskunftspersonen benennen.

(2) Auf Verlangen des Wirtschaftspriifers hat der Auftraggeber die Vollstéan-
digkeit der vorgelegten Unterlagen und der weiteren Informationen sowie der
gegebenen Auskinfte und Erklérungen in einer vom Wirtschaftsprufer formu-
lierten schriftlichen Erklarung zu bestatigen.

4. Sicherung der Unabhéangigkeit

(1) Der Auftraggeber hat alles zu unterlassen, was die Unabhéangigkeit der
Mitarbeiter des Wirtschaftspriifers gefahrdet. Dies gilt fur die Dauer des
Auftragsverhaltnisses insbesondere fiir Angebote auf Anstellung oder Uber-
nahme von Organfunktionen und fiir Angebote, Auftrage auf eigene Rech-
nung zu tbernehmen.

(2) Sollte die Durchfiihrung des Auftrags die Unabhéngigkeit des Wirtschafts-
prufers, die der mit ihm verbundenen Unternehmen, seiner Netzwerkunter-
nehmen oder solcher mit ihm assoziierten Unternehmen, auf die die Unab-
hangigkeitsvorschriften in gleicher Weise Anwendung finden wie auf den
Wirtschaftsprifer, in anderen Auftragsverhaltnissen beeintrachtigen, ist der
Wirtschaftsprufer zur auf3erordentlichen Kundigung des Auftrags berechtigt.

5. Berichterstattung und mundliche Auskunfte

Soweit der Wirtschaftspriifer Ergebnisse im Rahmen der Bearbeitung des
Auftrags schriftlich darzustellen hat, ist alleine diese schriftliche Darstellung
maflgebend. Entwirfe schriftlicher Darstellungen sind unverbindlich. Sofern
nicht anders vereinbart, sind mindliche Erklarungen und Auskinfte des
Wirtschaftsprifers nur dann verbindlich, wenn sie schriftlich bestatigt werden.
Erklarungen und Auskinfte des Wirtschaftsprifers aul3erhalb des erteilten
Auftrags sind stets unverbindlich.

6. Weitergabe einer beruflichen AuRerung des Wirtschaftspriifers

(1) Die Weitergabe beruflicher AuRerungen des Wirtschaftspriifers (Arbeits-
ergebnisse oder Ausziige von Arbeitsergebnissen — sei es im Entwurf oder in
der Endfassung) oder die Information tber das Tatigwerden des Wirtschafts-
prifers fur den Auftraggeber an einen Dritten bedarf der schriftlichen Zustim-
mung des Wirtschaftspriifers, es sei denn, der Auftraggeber ist zur Weiter-
gabe oder Information aufgrund eines Gesetzes oder einer behérdlichen
Anordnung verpflichtet.

(2) Die Verwendung beruflicher AuRerungen des Wirtschaftspriifers und die
Information Uber das Téatigwerden des Wirtschaftsprifers fur den Auftragge-
ber zu Werbezwecken durch den Auftraggeber sind unzulassig.

7. Mangelbeseitigung

(1) Bei etwaigen Mangeln hat der Auftraggeber Anspruch auf Nacherfiillung
durch den Wirtschaftsprufer. Nur bei Fehlschlagen, Unterlassen bzw. unbe-
rechtigter Verweigerung, Unzumutbarkeit oder Unmdglichkeit der Nacherful-
lung kann er die Vergutung mindern oder vom Vertrag zuriicktreten; ist der
Auftrag nicht von einem Verbraucher erteilt worden, so kann der Auftraggeber
wegen eines Mangels nur dann vom Vertrag zuriicktreten, wenn die erbrach-
te Leistung wegen Fehischlagens, Unterlassung, Unzumutbarkeit oder
Unmadglichkeit der Nacherfiillung fur ihn ohne Interesse ist. Soweit dartiber
hinaus Schadensersatzanspriiche bestehen, gilt Nr. 9.

(2) Der Anspruch auf Beseitigung von Méangeln muss vom Auftraggeber
unverziglich in Textform geltend gemacht werden. Anspriiche nach Abs. 1,
die nicht auf einer vorsatzlichen Handlung beruhen, verjahren nach Ablauf
eines Jahres ab dem gesetzlichen Verjahrungsbeginn.

(3) Offenbare Unrichtigkeiten, wie z.B. Schreibfehler, Rechenfehler und
formelle Mangel, die in einer beruflichen AuRerung (Bericht, Gutachten und
dgl.) des Wirtschaftsprifers enthalten sind, kénnen jederzeit vom Wirt-
schaftsprifer auch Dritten gegeniber berichtigt werden. Unrichtigkeiten, die
geeignet sind, in der beruflichen AuRerung des Wirtschaftspriifers enthaltene
Ergebnisse infrage zu stellen, berechtigen diesen, die AuRerung auch Dritten
gegenuber zurickzunehmen. In den vorgenannten Féllen ist der Auftragge-
ber vom Wirtschaftsprifer tunlichst vorher zu héren.

8. Schweigepflicht gegeniber Dritten, Datenschutz

(1) Der Wirtschaftsprufer ist nach Mal3gabe der Gesetze (§ 323 Abs. 1 HGB,
§ 43 WPO, § 203 StGB) verpflichtet, (iber Tatsachen und Umstéande, die ihm
bei seiner Berufstatigkeit anvertraut oder bekannt werden, Stillschweigen zu
bewahren, es sei denn, dass der Auftraggeber ihn von dieser Schweigepflicht
entbindet.

(2) Der Wirtschaftsprifer wird bei der Verarbeitung von personenbezogenen
Daten die nationalen und europarechtlichen Regelungen zum Datenschutz
beachten.

9. Haftung

(1) Fur gesetzlich vorgeschriebene Leistungen des Wirtschaftsprifers, insbe-
sondere Prufungen, gelten die jeweils anzuwendenden gesetzlichen Haf-
tungsbeschrankungen, insbesondere die Haftungsbeschréankung des § 323
Abs. 2 HGB.

(2) Sofern weder eine gesetzliche Haftungsbeschrankung Anwendung findet
noch eine einzelvertragliche Haftungsbeschrankung besteht, ist die Haftung
des Wirtschaftsprifers fir Schadensersatzanspriiche jeder Art, mit Ausnah-
me von Schaden aus der Verletzung von Leben, Kérper und Gesundheit,
sowie von Schéaden, die eine Ersatzpflicht des Herstellers nach § 1
ProdHaftG begrunden, bei einem fahrlassig verursachten einzelnen Scha-
densfall geméaR § 54a Abs. 1 Nr. 2 WPO auf 4 Mio. € beschréankt.

(3) Einreden und Einwendungen aus dem Vertragsverhéltnis mit dem Auf-
traggeber stehen dem Wirtschaftsprifer auch gegenuber Dritten zu.

(4) Leiten mehrere Anspruchsteller aus dem mit dem Wirtschaftsprifer
bestehenden Vertragsverhéltnis Anspriiche aus einer fahrlassigen Pflichtver-
letzung des Wirtschaftspriifers her, gilt der in Abs. 2 genannte Hochstbetrag
fur die betreffenden Anspriche aller Anspruchsteller insgesamt.
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(5) Ein einzelner Schadensfall im Sinne von Abs. 2 ist auch bezlglich eines
aus mehreren Pflichtverletzungen stammenden einheitlichen Schadens
gegeben. Der einzelne Schadensfall umfasst samtliche Folgen einer Pflicht-
verletzung ohne Rucksicht darauf, ob Schaden in einem oder in mehreren
aufeinanderfolgenden Jahren entstanden sind. Dabei gilt mehrfaches auf
gleicher oder gleichartiger Fehlerquelle beruhendes Tun oder Unterlassen als
einheitliche Pflichtverletzung, wenn die betreffenden Angelegenheiten mitei-
nander in rechtlichem oder wirtschaftichem Zusammenhang stehen. In
diesem Fall kann der Wirtschaftspriifer nur bis zur Héhe von 5 Mio. € in
Anspruch genommen werden. Die Begrenzung auf das Funffache der Min-
destversicherungssumme gilt nicht bei gesetzlich vorgeschriebenen Pflicht-
prifungen.

(6) Ein Schadensersatzanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von sechs
Monaten nach der schriftlichen Ablehnung der Ersatzleistung Klage erhoben
wird und der Auftraggeber auf diese Folge hingewiesen wurde. Dies gilt nicht
fur Schadensersatzanspriiche, die auf vorsatzliches Verhalten zuriickzufiih-
ren sind, sowie bei einer schuldhaften Verletzung von Leben, Kérper oder
Gesundheit sowie bei Schaden, die eine Ersatzpflicht des Herstellers nach §
1 ProdHaftG begriinden. Das Recht, die Einrede der Verjahrung geltend zu
machen, bleibt unberiihrt.

10. Erganzende Bestimmungen fur Prifungsauftrage

(1) Andert der Auftraggeber nachtraglich den durch den Wirtschaftspriifer
gepruften und mit einem Bestatigungsvermerk versehenen Abschluss oder
Lagebericht, darf er diesen Bestéatigungsvermerk nicht weiterverwenden.

Hat der Wirtschaftspriifer einen Bestatigungsvermerk nicht erteilt, so ist ein
Hinweis auf die durch den Wirtschaftsprifer durchgefiihrte Prifung im Lage-
bericht oder an anderer fiir die Offentlichkeit bestimmter Stelle nur mit schrift-
licher Einwilligung des Wirtschaftspriifers und mit dem von ihm genehmigten
Wortlaut zuléssig.

(2) Widerruft der Wirtschaftspriifer den Bestatigungsvermerk, so darf der
Bestatigungsvermerk nicht weiterverwendet werden. Hat der Auftraggeber
den Bestatigungsvermerk bereits verwendet, so hat er auf Verlangen des
Wirtschaftsprifers den Widerruf bekanntzugeben.

(3) Der Auftraggeber hat Anspruch auf finf Berichtsausfertigungen. Weitere
Ausfertigungen werden besonders in Rechnung gestellt.

11. Erganzende Bestimmungen fur Hilfeleistung in Steuersachen

(1) Der Wirtschaftsprifer ist berechtigt, sowohl bei der Beratung in steuerli-
chen Einzelfragen als auch im Falle der Dauerberatung die vom Auftraggeber
genannten Tatsachen, insbesondere Zahlenangaben, als richtig und vollstan-
dig zugrunde zu legen; dies gilt auch fur Buchfiihrungsauftrage. Er hat jedoch
den Auftraggeber auf von ihm festgestellte Unrichtigkeiten hinzuweisen.

(2) Der Steuerberatungsauftrag umfasst nicht die zur Wahrung von Fristen
erforderlichen Handlungen, es sei denn, dass der Wirtschaftsprufer hierzu
ausdrucklich den Auftrag tbernommen hat. In diesem Fall hat der Auftragge-
ber dem Wirtschaftsprufer alle fur die Wahrung von Fristen wesentlichen
Unterlagen, insbesondere Steuerbescheide, so rechtzeitig vorzulegen, dass
dem Wirtschaftsprufer eine angemessene Bearbeitungszeit zur Verfligung
steht.

(3) Mangels einer anderweitigen schriftichen Vereinbarung umfasst die
laufende Steuerberatung folgende, in die Vertragsdauer fallenden Tatigkei-
ten:

a) Ausarbeitung der Jahressteuererklarungen fir die Einkommensteuer,
Korperschaftsteuer und Gewerbesteuer sowie der Vermdogensteuererkla-
rungen, und zwar auf Grund der vom Auftraggeber vorzulegenden Jahres-
abschliisse und sonstiger fir die Besteuerung erforderlicher Aufstellungen
und Nachweise

b) Nachpriifung von Steuerbescheiden zu den unter a) genannten Steuern

¢) Verhandlungen mit den Finanzbehdrden im Zusammenhang mit den
unter a) und b) genannten Erklarungen und Bescheiden

d) Mitwirkung bei Betriebspriufungen und Auswertung der Ergebnisse von
Betriebspriifungen hinsichtlich der unter a) genannten Steuern

e) Mitwirkung in Einspruchs- und Beschwerdeverfahren hinsichtlich der
unter a) genannten Steuern.

Der Wirtschaftsprifer beriicksichtigt bei den vorgenannten Aufgaben die
wesentliche verdffentlichte Rechtsprechung und Verwaltungsauffassung.

(4) Erhalt der Wirtschaftsprufer fir die laufende Steuerberatung ein Pau-
schalhonorar, so sind mangels anderweitiger schriftlicher Vereinbarungen die
unter Abs. 3 Buchst. d) und e) genannten Tatigkeiten gesondert zu honorie-
ren.

(5) Sofern der Wirtschaftsprifer auch Steuerberater ist und die Steuerbera-
tervergutungsverordnung fiir die Bemessung der Vergutung anzuwenden ist,
kann eine hohere oder niedrigere als die gesetzliche Vergutung in Textform
vereinbart werden.

(6) Die Bearbeitung besonderer Einzelfragen der Einkommensteuer, Korper-
schaftsteuer, Gewerbesteuer, Einheitsbewertung und Vermégensteuer sowie
aller Fragen der Umsatzsteuer, Lohnsteuer, sonstigen Steuern und Abgaben
erfolgt auf Grund eines besonderen Auftrags. Dies gilt auch fur

a) die Bearbeitung einmalig anfallender Steuerangelegenheiten, z.B. auf
dem Gebiet der Erbschaftsteuer, Kapitalverkehrsteuer, Grunderwerbsteuer,

b) die Mitwirkung und Vertretung in Verfahren vor den Gerichten der Fi-
nanz- und der Verwaltungsgerichtsbarkeit sowie in Steuerstrafsachen,

c) die beratende und gutachtliche Tatigkeit im Zusammenhang mit Um-
wandlungen, Kapitalerhbhung und -herabsetzung, Sanierung, Eintritt und
Ausscheiden eines Gesellschafters, BetriebsverauRerung, Liquidation und
dergleichen und

d) die Unterstiitzung bei der Erfiillung von Anzeige- und Dokumentations-
pflichten.

(7) Soweit auch die Ausarbeitung der Umsatzsteuerjahreserklarung als
zusétzliche Tatigkeit (ibernommen wird, gehort dazu nicht die Uberpriifung
etwaiger besonderer buchméRiger Voraussetzungen sowie die Frage, ob alle
in Betracht kommenden umsatzsteuerrechtlichen Verglinstigungen wahrge-
nommen worden sind. Eine Gewabhr fiir die vollstandige Erfassung der Unter-
lagen zur Geltendmachung des Vorsteuerabzugs wird nicht tbernommen.

12. Elektronische Kommunikation

Die Kommunikation zwischen dem Wirtschaftspriifer und dem Auftraggeber
kann auch per E-Mail erfolgen. Soweit der Auftraggeber eine Kommunikation
per E-Mail nicht wiinscht oder besondere Sicherheitsanforderungen stellt, wie
etwa die Verschlisselung von E-Mails, wird der Auftraggeber den Wirt-
schaftsprifer entsprechend in Textform informieren.

13. Vergutung

(1) Der Wirtschaftsprifer hat neben seiner Gebuhren- oder Honorarforderung
Anspruch auf Erstattung seiner Auslagen; die Umsatzsteuer wird zusétzlich
berechnet. Er kann angemessene Vorschisse auf Vergutung und Auslagen-
ersatz verlangen und die Auslieferung seiner Leistung von der vollen Befrie-
digung seiner Anspriiche abhangig machen. Mehrere Auftraggeber haften als
Gesamtschuldner.

(2) Ist der Auftraggeber kein Verbraucher, so ist eine Aufrechnung gegen
Forderungen des Wirtschaftsprifers auf Vergitung und Auslagenersatz nur
mit unbestrittenen oder rechtskréftig festgestellten Forderungen zulassig.

14. Streitschlichtungen

Der Wirtschaftsprifer ist nicht bereit, an Streitbeilegungsverfahren vor einer
Verbraucherschlichtungsstelle im Sinne des § 2 des Verbraucherstreitbeile-
gungsgesetzes teilzunehmen.

15. Anzuwendendes Recht

Fir den Auftrag, seine Durchfiihrung und die sich hieraus ergebenden An-
spriche gilt nur deutsches Recht.
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Fraktion DIE LINKE. in der Bremischen Biirgerschaft e
Bremen

Rechnungslegung

uber

die Einna Ausgaben der Fraktion

fiir die Zeit vom 1.

gemil § 42 Bremlsches Abgeorﬂneteggggg;

€ €
1. Einnahmen
a) Geldleistungen nach § 40 Abs. 1 BremAbgG 906.297,55
- davon fir die Enquete-Kommission IKlimaschutzstrategie: 7.059,91
b) Auflosung von Riicklagen ‘ 0,00

906.297 55
——

2.A en
a) Personalausgaben fir Beschifugte der Fraktion 694.314,00
b) Ausgaben fiir Veranstaltungen 5.867,72
c) Sachverstindigen-, Gerichts- und dhnliche Kosten 0,00

d) Ausgaben fiir die Zusammenatbeit mit Verfassungsorganen

des Bundes, der Linder sowie Organen der Gemeinden , 4.680,00
€) Ausgaben fiir Offentlichkeitsarbeit 33.959,34
f) Ausgaben des laufenden Geschiftsbetriebes 71.621,74
g) Reprasentation, Bewirtungen, Geschenke 3.298.43

h) Reisekosten einschlieBlich der Kosten

fiir die Benutzung von Kraftfahrzeugen 3.501,03

i) Mietkosten fiir angemietete Geschiftsriume
einschlieBlich der Bewirtschaftungskosten 09.249,56
i) Ausgaben fiir Investitionen 16.718,15
k) Sonstige Ausgaben 43522
l) Zufiihrungen zu den Rucklagen 2.652,36
906.297,55

a1
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a) Vermogen (Sachwette), das mit Mitteln nach

§ 40 Abs. 1 BremAbgG im Berichtsjahr erworben wurde 16.718,15
b) Sachwerte nach Abschreibung (gem. LHO) per 31.12.2022 ' 50.623,00
c) Riicklagen (inklusive Bankbestinde, Kassenbestand etc.)

per 31.12.2022/ lIIbertragungen ins nachste Haushaltsjahr 278.652,31

- davon Kassenbestand per 31.12.2022 460,18

- davon Sparkasse Bremen per 31.12.2022 248.448,67

- davon Sparkasse Bremen Tagesgeld per 31.12.2022 30.243,46

- davon Geldtransit Barabhebung Kreditkarte per 31.12.2022 -500,00
d) Forderungen per 31.12.2022 (nicht in Rucklagen enthalten) 8.763,00
e) Verbindlichkeiten per 31.12.2022

(nicht von Riicklagen abgesetzt) 13.427,77

- davon Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 3.439,57

- davon Verbindlichkeiten Lohn- und Kirchensteuer 9.988,20

4. Erliuterungen
'5!! z i ] .

Die in 2022 vorgenommenen Investitionen setzen sich wie folgt zusammen:

EDV-Softwire und Ausstattung 16.429,00
Betriebsausstattung 0,00
Geringwertige Wirtschaftsgiiter 28915
Investiionen gesamt 16.718,15
u 5.b):

Entwicklung der Sachwerte nach Abschreibung;

Sachwette per 1.1.2022 | 51.421,00
+ Zuginge in 2022 16.718,15
./. Abgange in 2022 ‘ 0,00
./. Abschreibungen in 2022 17.516,15
Sachwerte per 31.12.2022 50.623,00

3.
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Bremen

zu 3.c):

Die Riicklagen ergeben sich aus den bestehenden Bank- und Kassenbestinden jedoch ohne die
angegebenen Sachwerte und Forderungen sowie ohne Abzug der Verbindlichkeiten. Im
Rechnungsjahr 2022 tberstiegen die Hinnahmen die Ausgaben, so dass eine Zufiihrung der
Riicklagen in Hohe von € 2.652,36 vorgenommen wurde.

Die Entwicklung der Riicklagen ergibt sich wie folgt:

€
Riicklagen per 1.1.2022 21599995
Zufihrung zu den Ricklagen in 2022 2.652,36
Riicklagen per 31.12.2022 278.652.31

Ein Teil der Riicklagen deckt das erhebliche wirtschaftliche Risiko der Fraktion fiir den Betrieb
und den Unterhalt eines cigenstindigen Fraktionsbiiros und das Risiko aus dessen Anmietung.
Der restliche Betrag sichert zuldinftige laufende Ausgaben und dient der notwendigen Liquiditit.
Die vothandenen Riicklagen ubersteigen nicht 50 % der Geldleistungen nach § 40 Abs. 1
BremAbgG. Daher ergibt sich nach den Ausfiihrungsbestimmungen keine Riickzahlungs-
verpflichtung,

zu d.e):
Die Verbindlichkeiten setzen sich aus Verbindlichkeiten aus Liefefungen und Leistungen und der
Verbindlichkeit fiir Lohnsteuer fiir den Dezember 2022 zusamimen.

Bremen, den 3. Februar 2023

1a Leonidakis Nelson JanBen

(Fraktionsvorsitzende) (Fraktionsvorsitzender)

e
htistoph Héhl
(Fraktionsgeschiftshihrer)
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Der Fraktionsvorstand der Fraktion DIE LINKE. in der Bremischen Blirgerschaft hat uns beauf-
tragt, die Rechnungslegung der Fraktion fir die Zeit vom 1. Januar 2022 bis 31. Dezember 2022
gcmﬁﬁ §42 Abs. 4 des Bremischen .Abgcordnctcngesetzas Zu priifgn.

Wir haben diesen Auftrag anhand der uns vorgelegten Unterlagen und der uns erteilten Auskiinfte
durchgefiihrt. Fiir die Durchfithrung unseres Auftrages und fiir unsere Verantwortlichkeit sind
- auch im Verhiltnis zu Dritten - die als Anlage beigefugten Allgemeinen Auftragsbedingungen fiit
Wirtschaftsprifer und Wirtschaftspriifungsgesellschaften in der Fassung vom 1. Januar 2017 mal-
gebend.

Nach dem abschlieffenden Etgebnis unserer Priifung erteilen wir der Fraktion DIE LIN]{L in der
Bremischen Buirgerschaft den folgenden

Prifungsvermetk

Die vorstehende Rechnungslegung - bestehend aus Rechnungslegung und dem Nach-
weis iiber das Vermdgen - unter Einbezichung der Buchfithrung der Fraktion DIE
LINKE. in der Bremischen Biirgerschaft fiir das Rechnungsjahr vom 1. Januar 2022
bis 31. Dezember 2022 entspricht nach unserer pflichtgemiBen Priifung den Vor-
schriften des § 42 Abs. 2 und 3 des Bremischen Abgeotdnetengesetzes in der Fassung
vom 16. Juni 2020 (BremGBI. 2020, S. 469) unter Berlicksichtigung der Mitteilungen,
Etliuterungen und Ausfithrungsbestimmungen des Priisidenten der Bremischen Biir-
gerschaft zur Rechnungslegung.

Unsere Priffung hat zu keinen ﬁinw::ndungen gefithrt.

Bremen, den 3. Februar 2023

I, ..
A M, KONEKAMP & PARTNER
b et s, @ N _
;‘l"i/"...r""i'.r— ~ree Y N7 Wittschaftsprifungsgesellschaft
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Allgemeine Auftragsbedingungen

fiir

Wirtschaftspriifer und Wirtschaftspriifungsgesellschaften

vom 1. Januar 2017

1. Geltungshsralch

(1) Die Auftragsbedingungen galten fiir Varirige zwischen Witschaftsprifern
oder Wirschafisprifungsgessllschalten (im Nachstehenden zusammenfas-
send , Wirtschaftsprirfer” genannt) und Ihren Aufiraggebern Gber Prifungen,
Sleusrberatung, Beratungen In wirtschaftichen Angelegenheitan und sonstl-
ge Aufirige, soweit nicht etwas anderas ausdrilcklich schrifich vereinbart
oder gasetalich zwingend vorgeschrieben st

(2) Drite ktnnen nur dann Anspriche aus dem Vertrag zwischen Wirl-
schaflspriffer und Auftraggeber herlsiten, wenn dies ausdricklich verainbart
ist oder sich aus zwingenden gesetzlichen Regelungen erglbt. Im Hinblick auf
zolche Anspriche gelten diese Aufiragsbedingungen auch diesen Dritten
gegeniiber,

Z. Umfang und Ausfiihrung des Aufirags

(1) Gegenstand des Aufirags ist die vereinbarte Leistung, nicht ein bestimm-
ter wirtschaftlicher Erlolg. Der Auftrag wird nach den Grundsatzen ordnungs-
millger Berufsausibung ausgefihrt. Der Wirtschaftspriifer (ibamimmt im
Zusammenhang mit seinan Leistungen keine Aufgaben der Geschéftsflh-
rung. Der Wirtschaftspriifer st fir die Nutzung oder Umsetzung der Ergebnis-
sa sainer Laistungen nicht verantwortlich, Der Wirtschafispriifer ist berechtigt,
sich zur Durchfiibrung des Aufirags sachverstandiger Personen zu bedienen,

(2) Dle Barlicksichtigung auslandischen Rechts bedarf = aufler bel belriebs-
wirtachaftlichen Priffungen — der ausdriicklichen schrifichen Varainbarung.

(3) Andert sich die Sach- oder Rechislage nach Abgabe der abachlieRenden
beruflichen AuRerung, so Ist der Wirtschaftzpriifer nicht verpfichtet, den
Auftraggeber auf Anderungen oder sich daraus ergebende Folgemingen
hinzuwaisen.

3. Mitwirkungspflichten des Auftraggebors

(1) Der Auftraggeber hat dafiir zu sorgen, dass dem Wirtschaftspriifer alle fir
die Ausflihrung des Auftrags notwendigen Unterdagen und welteren Informa-=
tionen rechtzeitig Ubermittelt warden und ihm von allen Vorgdngen und
Umstanden Kenntnis gegeben wird, die fir die Ausfihrung des Auftrags von
Bedeulung sein konnen. Dies gill auch flr die Unterlagen und waiteran
Informationen, Vergange und Umstinde, die erst wahrand der Tatigkeit des
Wirtschaftspriifers bekannt werden. Der Auftraggeber wird dem Wirschafls-
priifer gesignete Auskunfizparsonen benennen.

(2) Auf Varlangen des Wirtschaflsprifers hat der Auftraggeber die Vollstin-
digkeit der vorgelegten Unlerlagen und der weiteren Informalionan sowie der
gegebenen Auskiinfte und Erkdérungen in einer vom Wirtschaftspriifer formu-
liertan schrifilichen Erklarung zu bastatigen.

4, Bicherung der Unabhangigkait

(1) Dar Auftraggeber hat alles zu unterlassen, was die Unabhanglgkeil der
Mitarbeiter des Wirtschaftapriffers gefdhrdet. Dies gilt fir die Dauer des
Aultragaverhaltnisses Insbesondere fiir Angebote aul Anstellung ader Uber-
nahme ven Organfunktionen und fir Angebote, Auftrage auf eigene Rech-
nung zu Ghernehmen,

(2) Solite die Durchflihrung des Auftrags die Unabhéngigkeil des Wirschafls-
prifers, die der mit ihm verbundenan Unternahmen, seiner Netzwerkunter-
nehmen oder solchar mit ihm assoziierten Unternehmen, aul die die Unab-
héangigkeitsvarschriften In glelcher Welse Anwendung finden wie auf den
Wirlschafisprifer, in anderen Auftragsverhaltnissen beeintrichtigen, isl der
Wirtsehaftspriifer zur aulberordantlichen Kiindigung das Aufirags barechligt.

5. Berichteratattung und miindliehe Auskiinfie

Sowalt der Wirtschaftsprifer Ergebnisse im Rahmen der Bearbeltung des
Auftrags schriftlich darzustellen hat, |st alleine diese schrifiliche Darstellung
malgebend. Entwlrfe schrifticher Darstellungen sind unverbindlich, Sofern
nicht anders versinbart, sind mindliche Erkldrungen und Auskinfte des
Wirtschaftspriifers nur dann verbindlich, wenn sle schriftlich bestatigt werden.
Erkldrungen und Auskinfte des Wirschaftspriifors auflerhalb des erteilten
Auftrags sind stets unverbindlich.

6. Wallergabe einer beruflichen AuBlerung des Wirtschaftspriifers

(1) Die Waltergabe baruflicher Aulerungen des Wirschaftaprifers (Arbelta-
ergebnissa oder Auszige von Arbeitsergebnissen — sel es Im Entwurf ader in
der Endfassung) oder die Information Gber das Tatigwerden des Wirlschafts-
prilfers flir den Auftraggeber an einen Dritten bedarf der schrifilichen Zustim-
mung des Wirschaftspritfers, es sel denn, der Auftraggebar ist zur Weiter-
gabe oder Informalion aulgrund elnes Geselzes oder elner behdrdlichen
Anordnung verpflichtal,

(2) Dia Verwendung baruflicher Auflerungen des Wirtschafisprifers und die
Information Uber das Titigwerden des Wirschallsprifers flir den Auftragge-
ber zu Werbazwacken durch den Auftraggeber sind unzulassig.

7. Miingelbaseitigung

(1) Bel atwalgen Mangaln hat der Auftraggeber Anspruch aul Nacherf(ilung
durch den Wirtschaftsprifer, Nur bei Fehlschlagen, Unlerlassen bzw. unbe-
rechtigter Verweigerung, Unzumutbarkeil oder Unmaglichkelt der Nacherfl-
lung kann er die Vergllung mindern oder vom Vertrag zurlicktreten; ist der
Auftrag nicht von sinem Verbraucher arteilt worden, so kann der Auftraggeber
wegen eines Mangels nur dann vom Verlrag zurickireten, wenn die erbrach-
le Leistung wegen Fehlschiagens, Unterassung, Unzumutbarkeil oder
Unmégllchkelt der Nacherfiillung fiir ihn ohne Interesse ist. Soweit dariiber
hinaus Schadensersatzansprilche bestehan, gill Nr. 9.

(2) Der Anspruch aul Beseitigung von Miangeln muss vom Aufiraggeber
unverziiglich in Textform gellend gemacht werden, Anspriiche nach Abs. 1,
die nieht auf elner vorsitzlichen Handlung beruhen, verjahren nach Ablaul
elnes Jahres ab dem geseltzlichen Verjahrungsbeginn,

(3) Ofanbare Unrichtigkeiten, wia z.B. Schraibfahler, Rechenfahlar und
farmelle Miangel, die in elner beruflichen Aulterung (Bericht, Gutachten und
dgl) des Wirschaftsprifers enthalten sind, kénnen |ederzelt vom Wir-
schaftsprifer auch Dritten gegenilber barichtigt werden, Unrichtigkeiten, die
geelgnet sind, in der berufiichen Aufierung des Wirschaftspriifers enthallene
Ergabnissa infraga zu stellen, berachtigen diesen, die Aufierung auch Dritten
gegeniiber zuriickzunehmen, In den vorgenannten Fallen ist der Auftragge-
ber vom Wirschaftapriifer tunlichst vorher zu héren.

B, Schwaigepflicht gegentiber Dritten, Datenschutz

(1) Der Wirtschaftsprifer ist nach Malgabe der Gesetze (§ 323 Abs. 1 HGB,
§ 43 WPO, § 203 SIGB) verpllichtet, Ubar Tatsachen und Umsiédnde, die ihm
bei sainer Berufstitigkeit anvertraut oder bakannt werden, Stillschwelgen zu
hewahren, es sai dann, dass der Auftraggeber ihn von dieser Schwelgepflicht
entbindet.

(2) Der Wirtschaftapriifer wird bei der Verarbeitung von personenbezogenen
Daten die nationalen und europarechilichen Regelungen zum Datenschutz
beachien,

9. Haftung

(1) Fir gasetzlich vorgeschriebene Leistungan des Wirschaftspriifers, insbe-
sondere Prifungen, gellen die jeweils anzuwendenden gesetzdichen Hal-
tungsbheschrankungen, Insbesondere die Hafltungsbeschrinkung des § 323
Abs. 2 HGB.

{2) Sofern weder eine gesetzliche Haftungsbeschrankung Anwendung findet
noch eine einzelvertragliche Haftungsbeschrankung besteht, st die Haflung
des Wirtschaftapriifers fiir Schadensersatzanspriiche jeder Atl, mit Ausnah-
me von Schaden aus der Verletzung von Lebon, Kérper und Gesundheit,
sowia von Schaden, die eine Ersatzpflicht des Herstellers nach § 1
ProdHaftG begranden, bel einem fahrifaslg verursachten einzelnen Scha-
densfall gemal § 54a Abs. 1 Nr. 2 WPO auf 4 Mio. € baschriinkt,

(3) Einreden und Einwendungen aus dem Vertragsverhéltnis mit dem Auf-
traggeber stehen dem Wirschaftspriifer auch gegeniiber Dritten zu,

(#) Leiten mehrare Anspruchsteller aus dem mit dem Winschaftsprifer
bestehenden Vertragsverhilinis Anspriche aus elner fahrdssigen Pllichtver-
letzung des Wirtschaftsprifera her, gllt der in Abs, 2 genannte Hochstbatrag
fiir dia betreffenden Ansprilche aller Anspruchsteller insgesamt,
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(5) Ein einzelner Schadensfall im Sinne von Abs, 2 Ist auch beziglich wines
aus mehreren Pllichtverletzungen stammenden einheitlichen  Schadens
gegeben. Der einzelne Schadensfall umfasst sdmtliche Folgen einer Pllicht-
verletzung ohne Ricksicht darauf, ob Schiden in einem oder in mehreran
aufeinanderfolgenden Jahren entstanden sind. Dabel git mehrfaches auf
gleicher oder gleichartiger Fehlarquella baruhendes Tun oder Unterlassen als
elnheltliche Plichtverletzung, wenn die betreffenden Angelegenheiten mitei-
nander In rechtichem oder wirlschaftichem Zusammenhang stehen. In
diesem Fall kann der Wirtschaftsprifer nur bls zur Hbhe von 5 Mio. € In
Anspruch genommen warden. Die Begrenzung auf das Fanffache der Min-
destvarsicherungssumma gilt nicht bel gesetzlich vorgeschriebenen Pflicht-
prilfungen,

{6) Ein Schadensersalznnspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von sechs
Monaten nach der sehriftlichen Ablehnung der Ersatzleistung Klage erhoben
wird und der Auftraggeber auf diese Folge hingewlesen wurde. Dias gilt nicht
fiir Schadensersatzansprilche, die auf vorstzliches Verhalten zurtickzuflih-
ren sind, sowle bel elner schuldhaften Verdetzung von Leben, Karper oder
Gesundhelt sowle bei Schaden, die eine Ersatzpflicht des Herstellars nach §
1 ProdHaftG begrinden. Das Recht, die Einrede der Verjéhrung geltend zu
machen, bleibt unberihrt,

10. Ergénzande Bestimmungen {ur Prifungsauftrige

(1) Andert der Aultraggeber nachiréglich den durch den Wirschaflspriifer
gepriflen und mit einem BestBtigungsvermark versshanen Abschluas ader
Lagabericht, darf er diesen Bastatigungsvermerk nicht weiterverwenden.

Hat der Wirlschaftspriifer eiren Bestitigungavermerk nicht arteill, so ist ein
Hinweis aufl die durch den Wirschaftsprifer durchgefihrte Prifung im Lage-
baricht edar an anderer fir dia Offentlichkeit bestimmter Stelle nur mit schrift-
lichar Einwilligung des Wirtschaftsprifers und mit dem von ihm genehmigten
Wortlaut zuliissig,

(2) Widerruft der Wirtschaftsprifer den Bestdtigungsvermerk, so darl der.

Bestétigungsvermark nicht weilerverwendet werden. Hat der Auflraggeber
den Bestitigungsvermerk bereits verwendel, so hal er auf Verlangen des
Wirtschallspriifers den Widarruf bekanntzugeban,

(3) Der Auftraggeber hat Anspruch auf filnf Berlchtsausfertigungen, Wellere
Ausfertigungen warden besonders in Rechnung gestelll

11, Erginzende Bestimmungen fur Hilfeleistung in Steuersachen

(1) Der Wirtschaftspriifer ial berechtigt, sowohl bai der Baralung in steuerli-
chen Einzelfragen als auch Im Falle dar Dauerberatung die vom Auftraggeber
genannten Tatsachen, insbesondere Zahlenangaben, als richtig und volstan-
dig zugrunde zu lagen; dies gilt auch fir Buchfihrungsauftrige. Er hat jedoch
den Aultraggeber auf von ihm festgestellte Unrichtigkellen hinzuweisen,

(2) Der Steuerberatungsaufirag umfasst nichl die zur Wahrung von Frislen
erforderlichen Handlungen, es sei denn, dass der Wirtschaftspriifer hierzu
ausdriicklich dan Auflirag Gbarnommen hat, In diesem Fall hat der Auftragge-
bar dem Winschaftsprifer alle for die Wahrung von Frislen wesentlichen
Unterlagen, insbesondera Stauerbescheide, so rechtzeltly vorzulagen, dass
dem Wirschafisprifer mine angemessense Bearbeltungszeit zur Varlligung
steht.

(3) Mangels elner anderweitigen schriftlichen Vereinbarung umfasst die
laufende Steuerberatung folgenda, in die Vertragsdauer fallendan Tatigkei-
ten:

a) Ausarbeitung der Jahressteuererklirungen flr die Einkommensteuer,
Korperachaftsteuser und Gewerbosteusr sowle der Vermbgensieuerarklé-
rungen, und zwar auf Grund der vem Auliraggeber vorzulegendan Jahres-
abschliisse und sonstiger fir die Besteusrung erforderlicher Aufstallungen
und Nachwelse

b) Machpriifung von Sleuerbeschelden zu den unter a) genannian Steuern

¢) Vorhandlungen mit den Finanzbehdrden im Zusammenhang mit den
unter a) und b) genannten Erkldrungen und Bescheiden

d) Mitwirkung baei Betriabsprifungen und Auswerlung der Ergebnisse von
Beltriebspriffungen hinsichllich der unter a) genannten Steuam

&) Milwirkung In Einapruchs- und Baschwerdeverfahren hinsichilich der
unter a) genannten Stauern.

Der Wirtschaftsprifer beriicksichligl bei den vorgenannten Aufgaben die
wesanlliche verdilentlichte Rechisprachung und Verwallungsauffassung.

(4) Erhélt der Wirtschaftsprifor fiir die lsufende Steuerberatung ein Pau-
schalhonorar, so sind mangels anderweltiger schriflicher Verainbarungen die
unter Abs, 3 Buchst, d) und a) genannten Tatigkeiten gesondart zu honorle-
ren,

(5) Sofern der Wirtschaftsprifer auch Steuerberater ist und die Steuerbera-
lervergiitungsvarerdnung fir die Bemessung der Vergitung anzuwenden st
kann eine hohere oder nledrigere als die gesetzliche Vergitung in Textform
verainbart warden.

{6) Die Bearbailung besonderer Einzelfragen der Einkommensteuer, Korper-
schaftsteuer, Gewerbastoeuer, Einhelftabewertung und Vermbgensteuer sowie
aller Fragen der Umsatzsteuer, Lohnsteuer, sonstigen Steuern und Abgaben
erfolgt auf Grund eines besonderen Auftrags. Dies gilt auch fiir

a) die Bearbeltung elnmallg anfallender Steuerangelegenheiten, z.B. auf
dem Gebiel der Erbschafisteuer, Kapitalverkehrsteuer, Grunderwerbsteuer,

b) die Mitwirkung und Vertretung in Verfahren vor den Gerichten der Fi-
nanz- und der Verwaltungsgerichisbarkell sowle in Steuerstrafsachen,

¢) die baratende und gutachtliche Tatigkeit im Zusammenhang mit Lim-
wandlungen, Kapitalerhéhung und -herabselzung, Sanlerung, Eintritt und
Ausschelden eines Gesellschafters, Betrlebsverdulerung, Liguidation und
derglaichan und

d) die Unterstitzung bei der Erfilllung von Anzelge- und Dokumentations-
plllchien.

(7) Sowell auch die Ausarbeitung der Umsatzsteuerjahreserklidrung als
zusétzliche Thtigkelt (bermommen wird, gehrt dazu nieht die Uberprifung
atwalger besondarer buchméfiger Vorausselzungen sowle die Frags, ob alle
In Betracht kommenden umsalzsteuerrechtlichen Verglinstigungen wahrge-
nommen worden sind. Eine Gawéhr flir die vollstindige Erfassung dor Unter-
lagen zur Gellendmachung des Vorsteuerabzugs wird nicht (ibermommen.

12. Elektronische Kommunikation

Die Kommunikation zwischen dem Wirtschaftspriffer und dem Auftraggeber
kann auch per E-Mall erfolgen. Sowait dar Auftraggeber elne Kommunikation
per E-Mall nicht wiinscht oder besondere Sicherheltsanforderungen stelll, wie
stwa die Verschlisselung von E-Malls, wird der Auftraggeber den Wirl-
schaftsprifer entsprechend in Textform informieran.

13. Vergiitung

(1) Der Wirtschaftspriifer hat neben seiner Gebilhren- oder Honorarforderung
Anspruch auf Erstattung seiner Auslagen; die Umsatzsteuer wird zusatzlich
berachnet. Er kann angomessene Vorschilsse auf Vergitung und Auslagen-
arsatz varlangen und dia Auslieferung seiner Leistung von dir vollen Befrie-
digung selner Anspriiche abhéngig machen. Mehrere Auftraggeber haften als
Gasamtschuldnear.

(2) Ist der Auftraggeber keln Verbrauchar, so isl eine Aufrechnung gegen
Farderungen des Wirtschaftsprifers aul Verglilung und Auslagenersatz nur
mit unbestrittenen oder rechiskriiflly festgesteliten Forderungen zuléssig,

14, Straeitaehlichtungen

Der Wirtschaftspriifer ist nicht bereil, an Slreilbellegungaverfahren vor sinar
Verbraucherschlichtungsstelle im Sinne dea § 2 des Verbrauchersirelthelle-
gungsgeseizes lellzunehmen.

15, Anzuwandendes Recht

Flr den Auftrag, seine Durchfihrung und die sich hieraus ergebenden An-
spriiche gilt nur deutsches Recht.
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TREUCOM

Wirtschaftspriifungsgesellschaft « Steuerberatungsgesellschaft
Bremen

Priifungsvermerk gemifl § 42 Abs. 4 des Bremischen Abgeordnetengesetzes

Der Fraktionsvorstand der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN in der Bremi-
schen Biirgerschaft hat uns beauftragt, die Rechnungslegung der Fraktion fiir die
Zeit vom 1. Januar 2022 bis 31. Dezember 2022 gemif § 42 Abs. 4 des Bremi-
schen Abgeordnetengesetzes zu priifen.

Wir haben diesen Auftrag anhand der uns vorgelegten Unterlagen und der uns er-
teilten Auskiinfte durchgefiihrt. Fiir die Durchfithrung unseres Auftrages und fiir
unsere Verantwortlichkeit sind — auch im Verhéltnis zu Dritten — die als Anlage
beigefiigten ,,Allgemeinen Auftragsbedingungen fiir Wirtschaftspriifer und Wirt-
schaftspriifungsgesellschaften in der Fassung vom 1. Januar 2017 malgebend.

Nach dem abschlieBenden Ergebnis unserer Priifung erteilen wir der Fraktion
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN in der Bremischen Biirgerschaft den folgenden

Priifungsvermerk

Die vorstehende Rechnungslegung — bestehend aus Rechnungslegung und dem
Nachweis iiber das Vermdgen — unter Einbeziehung der Buchfiihrung der Fraktion
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN in der Bremischen Biirgerschaft fiir das Rech-
nungsjahr vom 1. Januar 2022 bis 31. Dezember 2022 entspricht nach unserer
pflichtgeméBen Priifung den Vorschriften des § 42 Abs. 2 und 3 des Bremischen
Abgeordnetengesetzes in der Fassung vom 16. Juni 2020 (Brem.GBI. S. 469) un-
ter Berlicksichtigung der Mitteilungen, Erlduterungen und Ausfiihrungsbestim-
mungen des Direktors der Bremischen Biirgerschaft zur Buchfiihrung und zur
Rechnungslegung, und zwar unter Berticksichtigung der letzten Mitteilung des
Vorstandes der Bremer Biirgerschaft zu dem differenzierten Ausweis der Einnah-
men beziiglich der Geldleistungen fiir ,,besondere Aufwendungen* und durch den
Préasidenten der Bremischen Biirgerschaft durch Drucksache 20/1731 vom 12. Ja-
nuar 2023 mitgeteilt.

Unsere Priifung hat zu keinen Einwendungen gefiihrt.

Bremen, den 24. Mirz 2023

TREUCOM

Treuhand-Communa-Revisions-GmbH
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BUNDNIS 90/DIE GRUNEN-Fraktion
der Bremischen Biirgerschaft

BUNDNIS 90
DIE GRUNEN
Rechnungslegung R
iiber in der Bremischen Biirgerschaft

die Einnahmen und Ausgaben der Fraktion

fiir die Zeit vom 1. Januar 2022 bis 31. Dezember 2022
gemil § 42 Bremisches Abgeordnetengesetz

1. Einnahmen
a) Geldleistungen nach § 40 Abs. 1 BremAbgG ' € 1.210:383 87
Davon gemil § 40 Abs. 2 Satz 3 BremAbgG:

- fiar Untersuchungsausschiisse

€ 0,00
- fir moderne Burokommunikation 5
€ 0,00
- fiir Enquetekommission Klimaschutzstrategie
(besondere Aufwendungen)
€ 15.815,57
b) Auflésung von Riucklagen 9 72.922,28
c) Sonstige Einnahmen £ 70.784,05
Insgesamt: €  1.354.090,20
2. Ausgaben
a) Summe der Personalausgaben fiir Beschiftigte der Fraktion € 1.098.873,12
b) Ausgaben fiir Veranstaltungen € 601,30
c) Sachverstindigen-, Getichts- und dhnliche Kosten € 0,00
d) Ausgaben fiir die Zusammenarbeit mit Verfassungsorganen
des Bundes und der Lander sowie Otganen der Gemeinden < 1.289,71
e) Ausgaben fiir Offentlichkeitsarbeit € 7.601,64
f) Ausgaben des laufenden Geschiftsbetriebes € 63.736,50
g) Reprisentation, Bewirtungen, Geschenke € 20207
h) Reisekosten einschlieflich der Kosten
fir die Benutzung von Kraftfahrzeugen S 1;246,25
1) Mietkosten fir angemietete Geschiftsraume ;
einschlieBlich der Bewirtschaftungskosten € 136.501,65
j) Ausgaben fiir Investitionen € 39.595,26
k) Sonstige Ausgaben | € 2.617,00
- davon Zufithrungen zu den Rucklagen:
€ 0,00
Insgesamt: € 1.354.090,20

=
co
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3. Vermoégensiibersicht
a) Vermogen, das mit Mitteln nach § 40 Abs. 1 BremAbgG

im Berichtsjahr erworben wurde € 39.595,26
b) Vermégen (Sachwerte) per 31.12.2022 € 376.167,98
©) Sachwerte nach Abschreibung (gem. LHO) per 31.12.2022 € 86.185,00
d) Ricklagen (inklusive Bankbestinde und Kassenbestand etc.)

per 31.12.2022/Ubertragungen ins nichste Haushaltsjahr € 217.22523
e) Forderungen per 31.12.2022 (nicht in Riicklagen enthalten) € 14.436,19

€ 16.156,58

f) Verbindlichkeiten per 31.12.2022 (nicht von Ricklagen abgesetzt)

4. Etliuterungen

zu 1.a):
Mitte] fir die Fraktion 1t. Haushaltsplan 2022 / 2023 unter der Haushaltsstelle 684 52-8 011

gemill Haushaltsgesetz der Freien Hansestadt Bremen fur das Haushaltsjahr 2022 vom 14.
Dezember 2021, verkiindet am 22. Dezember 2021.

zu 1.¢):
EinschlieBlich € 39.966,61 Einnahmen aus Untetvermietungen und € 6.410,10 Einnahmen aus

Portokosten.

zu 2.j):

Hierunter sind die im Jahr 2022 etfolgten Ausgaben fur Investitionen ausgewiesen. Die
Zusammensetzung stellt sich wie folgt dar:

Website € 15.993,60
EDV-Software € 1.233,70
EDV-Hardwate € 22.367,96
Geschiftsausstattung / Buroeintichtung € 0,00
Investitionen insgesamt in 2022; € 39.595,26




-3-
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN-Fraktion
der Bremischen Biirgerschaft

zu 3.b):

Entwicklung des Vermdogens (Sachwerte) per 31.12.2022:
Sachwerte per 1.1.2022 € 367.106,06
+ Zuginge in 2022 € ° 39.595,26
./. Abginge in 2022 € 30.533,34
Sachwerte per 31.12.2022: € 376.167,98

zu 3.c):

Entwicklung der Sachwerte nach Abschreibungen per 31.12.2022:
Sachwerte per 1.1.2022 € 86.465.96
+ Zuginge in 2022 € 39.595,26
./. Abginge in 2022 € 2.22314
./. Abschteibungen in 2022 € 37.653,08
Sachwerte per 31.12.2022: € 86.185,00
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BUNDNIS 90/DIE GRUNEN-Fraktion
der Bremischen Biirgerschaft

zu 3.d)

Die Riicklagen ergeben sich aus den bestehenden Bank- und Kassenbestinden jedoch ohne die
angegebenen Sachwerte und Forderungen sowie ohne Abzug der Verbindlichkeiten.

Die Entwicklung der Riicklagen ergibt sich wie folgt:

Vortrag 01.01.2022 € 290.147,51
Auflésung von Rucklagen € -72.922,28
Zufihrung in die Ricklagen € 0,00

€ 217.225.23

Stand 31.12.2022:

Die Ricklagen decken das erhebliche wirtschaftliche Risiko der Fraktion fir den Betrieb
eigenstindiger Fraktionsburos, die arbeitsrechtlichen Risiken aus der dauerhaften Beschaftigung
von MitatbeiterInnen und dienen der notwendigen Liquiditatssicherung.

Bremen, den 23. Marz 2023

v Bjorn Fecker Thomas Kollande-En{igholz

(Fraktionsvorsitzender) (Fraktionsgeschiftsfuhrer)
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Anlage
Seite 1

Allgemeine Auftragsbedingungen

fiir

Wirtschaftspriifer und Wirtschaftspriifungsgesellschaften
vom 1. Januar 2017

1. Geltungsbereich

(1) Die Auftragsbedingungen gelten fur Vertrage zwischen Wirtschaftsprifern
oder Wirtschaftspriifungsgesellschaften (im Nachstehenden zusammenfas-
send ,Wirtschaftsprifer genannt) und ihren Auftraggebern Gber Prifungen,
Steuerberatung, Beratungen in wirtschaftlichen Angelegenheiten und sonsti-
ge Auftrage, soweit nicht etwas anderes ausdriicklich schriftlich vereinbart
oder gesetzlich zwingend vorgeschrieben ist.

(2) Dritte kénnen nur dann Anspriiche aus dem Vertrag zwischen Wirt-
schaftsprifer und Auftraggeber herleiten, wenn dies ausdriicklich vereinbart
ist oder sich aus zwingenden gesetzlichen Regelungen ergibt. Im Hinblick auf
solche Anspriiche gelten diese Auftragsbedingungen auch diesen Dritten
gegenlber.

2. Umfang und Ausfiihrung des Auftrags

(1) Gegenstand des Auftrags ist die vereinbarte Leistung, nicht ein bestimm-
ter wirtschaftlicher Erfolg. Der Auftrag wird nach den Grundsétzen ordnungs-
maRiger Berufsausiibung ausgefiihrt. Der Wirtschaftsprifer Gbernimmt im
Zusammenhang mit seinen Leistungen keine Aufgaben der Geschéaftsfiih-
rung. Der Wirtschaftspriifer ist fir die Nutzung oder Umsetzung der Ergebnis-
se seiner Leistungen nicht verantwortlich. Der Wirtschaftsprifer ist berechtigt,
sich zur Durchfilhrung des Auftrags sachversténdiger Personen zu bedienen.

(2) Die Berucksichtigung auslandischen Rechts bedarf — auBer bei betriebs-
wirtschaftlichen Prifungen — der ausdricklichen schriftlichen Vereinbarung.

(3) Andert sich die Sach- oder Rechtslage nach Abgabe der abschlieBenden
beruflichen AuRerung, so ist der Wirtschaftsprifer nicht verpflichtet, den
Auftraggeber auf Anderungen oder sich daraus ergebende Folgerungen
hinzuweisen.

3. Mitwirkungspflichten des Auftraggebers

(1) Der Auftraggeber hat dafiir zu sorgen, dass dem Wirtschaftsprufer alle fur
die Ausfiihrung des Auftrags notwendigen Unterlagen und weiteren Informa-
tionen rechtzeitig Ubermittelt werden und ihm von allen Vorgéangen und
Umsténden Kenntnis gegeben wird, die fur die Ausfihrung des Auftrags von
Bedeutung sein koénnen. Dies gilt auch fur die Unterlagen und weiteren
Informationen, Vorgénge und Umsténde, die erst wéahrend der Tatigkeit des
Wirtschaftspriifers bekannt werden. Der Auftraggeber wird dem Wirtschafts-
prifer geeignete Auskunftspersonen benennen.

(2) Auf Verlangen des Wirtschaftsprifers hat der Auftraggeber die Vollstan-
digkeit der vorgelegten Unterlagen und der weiteren Informationen sowie der
gegebenen Auskiinfte und Erklérungen in einer vom Wirtschaftspriifer formu-
lierten schriftlichen Erklarung zu bestatigen.

4. Sicherung der Unabhéngigkeit

(1) Der Auftraggeber hat alles zu unterlassen, was die Unabhéngigkeit der
Mitarbeiter des Wirtschaftspriifers gefahrdet. Dies gilt fur die Dauer des
Auftragsverhéltnisses insbesondere fiir Angebote auf Anstellung oder Uber-
nahme von Organfunktionen und fiir Angebote, Auftrage auf eigene Rech-
nung zu tbernehmen.

(2) Sollte die Durchfiihrung des Auftrags die Unabhangigkeit des Wirtschafts-
priifers, die der mit ihm verbundenen Unternehmen, seiner Netzwerkunter-
nehmen oder solcher mit ihm assoziierten Unternehmen, auf die die Unab-
hangigkeitsvorschriften in gleicher Weise Anwendung finden wie auf den
Wirtschaftspriifer, in anderen Auftragsverhaltnissen beeintrachtigen, ist der
Wirtschaftspriifer zur auRerordentlichen Kiindigung des Auftrags berechtigt.

5. Berichterstattung und miindliche Auskiinfte

Soweit der Wirtschaftspriifer Ergebnisse im Rahmen der Bearbeitung des
Auftrags schriftlich darzustellen hat, ist alleine diese schriftliche Darstellung
maRgebend. Entwirfe schriftlicher Darstellungen sind unverbindlich. Sofern
nicht anders vereinbart, sind mundliche Erklarungen und Auskiinfte des
Wirtschaftspriifers nur dann verbindlich, wenn sie schriftlich bestatigt werden.
Erklarungen und Auskiinfte des Wirtschaftspriifers auferhalb des erteilten
Auftrags sind stets unverbindlich.

6. Weitergabe einer beruflichen AuBerung des Wirtschaftspriifers

(1) Die Weitergabe beruflicher AuRerungen des Wirtschaftspriifers (Arbeits-
ergebnisse oder Ausziige von Arbeitsergebnissen — sei es im Entwurf oder in
der Endfassung) oder die Information ber das Tatigwerden des Wirtschafts-
prifers fur den Auftraggeber an einen Dritten bedarf der schriftlichen Zustim-
mung des Wirtschaftsprifers, es sei denn, der Auftraggeber ist zur Weiter-
gabe oder Information aufgrund eines Gesetzes oder einer behdérdlichen
Anordnung verpflichtet.

(2) Die Verwendung beruflicher AuRerungen des Wirtschaftspriifers und die
Information tiber das Tatigwerden des Wirtschaftspriifers fiir den Auftragge-
ber zu Werbezwecken durch den Auftraggeber sind unzulassig.

7. Médngelbeseitigung

(1) Bei etwaigen Méangeln hat der Auftraggeber Anspruch auf Nacherfillung
durch den Wirtschaftspriifer. Nur bei Fehlschlagen, Unterlassen bzw. unbe-
rechtigter Verweigerung, Unzumutbarkeit oder Unméglichkeit der Nacherfiil-
lung kann er die Vergutung mindern oder vom Vertrag zurlcktreten; ist der
Auftrag nicht von einem Verbraucher erteilt worden, so kann der Auftraggeber
wegen eines Mangels nur dann vom Vertrag zuriicktreten, wenn die erbrach-
te Leistung wegen Fehischlagens, Unterlassung, Unzumutbarkeit oder
Unméglichkeit der Nacherfullung fur ihn ohne Interesse ist. Soweit daruber
hinaus Schadensersatzanspriiche bestehen, gilt Nr. 9.

(2) Der Anspruch auf Beseitigung von Méngeln muss vom Auftraggeber
unverziglich in Textform geltend gemacht werden. Anspriiche nach Abs. 1,
die nicht auf einer vorsatzlichen Handlung beruhen, verjahren nach Ablauf
eines Jahres ab dem gesetzlichen Verjahrungsbeginn.

(3) Offenbare Unrichtigkeiten, wie z.B. Schreibfehler, Rechenfehler und
formelle Méngel, die in einer beruflichen AuRerung (Bericht, Gutachten und
dgl.) des Wirtschaftspriifers enthalten sind, kénnen jederzeit vom Wirt-
schaftspriifer auch Dritten gegentiber berichtigt werden. Unrichtigkeiten, die
geeignet sind, in der beruflichen AuRerung des Wirtschaftspriifers enthaltene
Ergebnisse infrage zu stellen, berechtigen diesen, die AuRerung auch Dritten
gegeniber zuriickzunehmen. In den vorgenannten Féllen ist der Auftragge-
ber vom Wirtschaftspriifer tunlichst vorher zu héren.

8. Schweigepflicht gegeniiber Dritten, Datenschutz

(1) Der Wirtschaftsprifer ist nach MaRgabe der Gesetze (§ 323 Abs. 1 HGB,
§ 43 WPO, § 203 StGB) verpflichtet, Uber Tatsachen und Umsténde, die ihm
bei seiner Berufstéatigkeit anvertraut oder bekannt werden, Stillschweigen zu
bewahren, es sei denn, dass der Auftraggeber ihn von dieser Schweigepflicht
entbindet.

(2) Der Wirtschaftspriifer wird bei der Verarbeitung von personenbezogenen
Daten die nationalen und europarechtlichen Regelungen zum Datenschutz
beachten.

9. Haftung

(1) Fur gesetzlich vorgeschriebene Leistungen des Wirtschaftspriifers, insbe-
sondere Prifungen, gelten die jeweils anzuwendenden gesetzlichen Haf-
tungsbeschrankungen, insbesondere die Haftungsbeschrankung des § 323
Abs. 2 HGB.

(2) Sofern weder eine gesetzliche Haftungsbeschrankung Anwendung findet
noch eine einzelvertragliche Haftungsbeschréankung besteht, ist die Haftung
des Wirtschaftspriifers fur Schadensersatzanspriiche jeder Art, mit Ausnah-
me von Schaden aus der Verletzung von Leben, Kérper und Gesundheit,
sowie von Schéaden, die eine Ersatzpflicht des Herstellers nach § 1
ProdHaftG begriinden, bei einem fahrldssig verursachten einzelnen Scha-
densfall geméan § 54a Abs. 1 Nr. 2 WPO auf 4 Mio. € beschrankt.

(3) Einreden und Einwendungen aus dem Vertragsverhaltnis mit dem Auf-
traggeber stehen dem Wirtschaftsprifer auch gegentber Dritten zu.

(4) Leiten mehrere Anspruchsteller aus dem mit dem Wirtschaftsprifer
bestehenden Vertragsverhaltnis Anspriiche aus einer fahrldssigen Pflichtver-
letzung des Wirtschaftspriifers her, gilt der in Abs. 2 genannte Hoéchstbetrag
fir die betreffenden Anspriiche aller Anspruchsteller insgesamt.



(5) Ein einzelner Schadensfall im Sinne von Abs. 2 ist auch bezuglich eines
aus mehreren Pflichtverletzungen stammenden einheitlichen Schadens
gegeben. Der einzelne Schadensfall umfasst samtliche Folgen einer Pflicht-
verletzung ohne Rucksicht darauf, ob Sch&den in einem oder in mehreren
aufeinanderfolgenden Jahren entstanden sind. Dabei gilt mehrfaches auf
gleicher oder gleichartiger Fehlerquelle beruhendes Tun oder Unterlassen als
einheitliche Pflichtverletzung, wenn die betreffenden Angelegenheiten mitei-
nander in rechtlichem oder wirtschaftichem Zusammenhang stehen. In
diesem Fall kann der Wirtschaftsprifer nur bis zur Héhe von 5 Mio. € in
Anspruch genommen werden. Die Begrenzung auf das Finffache der Min-
destversicherungssumme gilt nicht bei gesetzlich vorgeschriebenen Pflicht-
prufungen.

(6) Ein Schadensersatzanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von sechs
Monaten nach der schriftlichen Ablehnung der Ersatzleistung Klage erhoben
wird und der Auftraggeber auf diese Folge hingewiesen wurde. Dies gilt nicht
fur Schadensersatzanspriiche, die auf vorsatzliches Verhalten zurickzufiih-
ren sind, sowie bei einer schuldhaften Verletzung von Leben, Kérper oder
Gesundheit sowie bei Schaden, die eine Ersatzpflicht des Herstellers nach §
1 ProdHaftG begriinden. Das Recht, die Einrede der Verjahrung geltend zu
machen, bleibt unberihrt.

10. Erganzende Bestimmungen fiir Priiffungsauftrige

(1) Andert der Auftraggeber nachtraglich den durch den Wirtschaftsprifer
gepruften und mit einem Bestétigungsvermerk versehenen Abschluss oder
Lagebericht, darf er diesen Bestatigungsvermerk nicht weiterverwenden.

Hat der Wirtschaftsprifer einen Bestatigungsvermerk nicht erteilt, so ist ein
Hinweis auf die durch den Wirtschaftspriifer durchgefiihrte Priifung im Lage-
bericht oder an anderer fur die Offentlichkeit bestimmter Stelle nur mit schrift-
licher Einwilligung des Wirtschaftsprifers und mit dem von ihm genehmigten
Wortlaut zuldssig.

(2) Widerruft der Wirtschaftspriifer den Bestatigungsvermerk, so darf der
Bestatigungsvermerk nicht weiterverwendet werden. Hat der Auftraggeber
den Bestatigungsvermerk bereits verwendet, so hat er auf Verlangen des
Wirtschaftspriifers den Widerruf bekanntzugeben.

(3) Der Auftraggeber hat Anspruch auf fiinf Berichtsausfertigungen. Weitere
Ausfertigungen werden besonders in Rechnung gestellt.

11. Ergdnzende Bestimmungen fiir Hilfeleistung in Steuersachen

(1) Der Wirtschaftsprifer ist berechtigt, sowohl bei der Beratung in steuerli-
chen Einzelfragen als auch im Falle der Dauerberatung die vom Auftraggeber
genannten Tatsachen, insbesondere Zahlenangaben, als richtig und vollstan-
dig zugrunde zu legen; dies gilt auch fur Buchfihrungsauftrage. Er hat jedoch
den Auftraggeber auf von ihm festgestellte Unrichtigkeiten hinzuweisen.

(2) Der Steuerberatungsauftrag umfasst nicht die zur Wahrung von Fristen
erforderlichen Handlungen, es sei denn, dass der Wirtschaftsprifer hierzu
ausdricklich den Auftrag ibernommen hat. In diesem Fall hat der Auftragge-
ber dem Wirtschaftsprufer alle fur die Wahrung von Fristen wesentlichen
Unterlagen, insbesondere Steuerbescheide, so rechtzeitig vorzulegen, dass
dem Wirtschaftsprifer eine angemessene Bearbeitungszeit zur Verfigung
steht.

(3) Mangels einer anderweitigen schriftichen Vereinbarung umfasst die
laufende Steuerberatung folgende, in die Vertragsdauer fallenden Tatigkei-
ten:

a) Ausarbeitung der Jahressteuererkldrungen fiir die Einkommensteuer,
Korperschaftsteuer und Gewerbesteuer sowie der Vermoégensteuererkla-
rungen, und zwar auf Grund der vom Auftraggeber vorzulegenden Jahres-
abschlisse und sonstiger fur die Besteuerung erforderlicher Aufstellungen
und Nachweise

b) Nachpriufung von Steuerbescheiden zu den unter a) genannten Steuern

c) Verhandlungen mit den Finanzbehérden im Zusammenhang mit den
unter a) und b) genannten Erklarungen und Bescheiden

d) Mitwirkung bei Betriebspriifungen und Auswertung der Ergebnisse von
Betriebspriifungen hinsichtlich der unter a) genannten Steuern

e) Mitwirkung in Einspruchs- und Beschwerdeverfahren hinsichtlich der
unter a) genannten Steuern.

Der Wirtschaftsprifer beriicksichtigt bei den vorgenannten Aufgaben die
wesentliche veroffentlichte Rechtsprechung und Verwaltungsauffassung.

(4) Erhalt der Wirtschaftsprufer fur die laufende Steuerberatung ein Pau-
schalhonorar, so sind mangels anderweitiger schriftlicher Vereinbarungen die
unter Abs. 3 Buchst. d) und e) genannten Tatigkeiten gesondert zu honorie-
ren.

(5) Sofern der Wirtschaftsprifer auch Steuerberater ist und die Steuerbera-
tervergitungsverordnung fur die Bemessung der Vergltung anzuwenden ist,
kann eine héhere oder niedrigere als die gesetzliche Vergiitung in Textform
vereinbart werden.

Anlage
Seite 2

(6) Die Bearbeitung besonderer Einzelfragen der Einkommensteuer, Kérper-
schaftsteuer, Gewerbesteuer, Einheitsbewertung und Vermégensteuer sowie
aller Fragen der Umsatzsteuer, Lohnsteuer, sonstigen Steuern und Abgaben
erfolgt auf Grund eines besonderen Auftrags. Dies gilt auch fur

a) die Bearbeitung einmalig anfallender Steuerangelegenheiten, z.B. auf
dem Gebiet der Erbschaftsteuer, Kapitalverkehrsteuer, Grunderwerbsteuer,

b) die Mitwirkung und Vertretung in Verfahren vor den Gerichten der Fi-
nanz- und der Verwaltungsgerichtsbarkeit sowie in Steuerstrafsachen,

c) die beratende und gutachtliche Tatigkeit im Zusammenhang mit Um-
wandlungen, Kapitalerhéhung und -herabsetzung, Sanierung, Eintritt und
Ausscheiden eines Gesellschafters, Betriebsverauferung, Liquidation und
dergleichen und

d) die Unterstutzung bei der Erfullung von Anzeige- und Dokumentations-
pflichten.

(7) Soweit auch die Ausarbeitung der Umsatzsteuerjahreserklarung als
zusatzliche Tatigkeit bernommen wird, gehért dazu nicht die Uberpriifung
etwaiger besonderer buchmaRiger Voraussetzungen sowie die Frage, ob alle
in Betracht kommenden umsatzsteuerrechtlichen Verginstigungen wahrge-
nommen worden sind. Eine Gewahr fur die vollstandige Erfassung der Unter-
lagen zur Geltendmachung des Vorsteuerabzugs wird nicht ibernommen.

12. Elektronische Kommunikation

Die Kommunikation zwischen dem Wirtschaftspriifer und dem Auftraggeber
kann auch per E-Mail erfolgen. Soweit der Auftraggeber eine Kommunikation
per E-Mail nicht wiinscht oder besondere Sicherheitsanforderungen stellt, wie
etwa die Verschlisselung von E-Mails, wird der Auftraggeber den Wirt-
schaftsprifer entsprechend in Textform informieren.

13. Vergiitung

(1) Der Wirtschaftsprifer hat neben seiner Gebiihren- oder Honorarforderung
Anspruch auf Erstattung seiner Auslagen; die Umsatzsteuer wird zusétzlich
berechnet. Er kann angemessene Vorschiisse auf Vergitung und Auslagen-
ersatz verlangen und die Auslieferung seiner Leistung von der vollen Befrie-
digung seiner Anspriiche abhangig machen. Mehrere Auftraggeber haften als
Gesamtschuldner.

(2) Ist der Auftraggeber kein Verbraucher, so ist eine Aufrechnung gegen
Forderungen des Wirtschaftspriifers auf Vergutung und Auslagenersatz nur
mit unbestrittenen oder rechtskréftig festgestellten Forderungen zulassig.

14. Streitschlichtungen

Der Wirtschaftsprifer ist nicht bereit, an Streitbeilegungsverfahren vor einer
Verbraucherschlichtungsstelle im Sinne des § 2 des Verbraucherstreitbeile-
gungsgesetzes teilzunehmen.

15. Anzuwendendes Recht

Fur den Auftrag, seine Durchfihrung und die sich hieraus ergebenden An-
spriiche gilt nur deutsches Recht.
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Wirtschaftspriifungsgesellschaft

Fraktion der FDP
in der Bremischen Blrgerschaft
Rechnungslegung
Uber die Einnahmen und Ausgaben der Fraktion
gemal § 42 Bremisches Abgeordnetengesetz

far die Zeit vom 1. Januar bis 31. Dezember 2022

1. Einnahmen

a)

b)

Geldleistungen nach 8§ 40 Abs. 1 BremAbgG

sonstige Einnahmen

2. Ausgaben

Personalausgaben fur Beschaftigte der Fraktion
Ausgaben fur Veranstaltungen
Sachverstandigen-, Gerichts- und ahnliche Kosten

Ausgaben fur die Zusammenarbeit mit Verfassungsorganen des Bundes, der Lander

sowie Organen der Gemeinden

Ausgaben fiir Offentlichkeitsarbeit

Ausgaben des laufenden Geschaftsbetriebes

Reprasentationen, Bewirtungen, Geschenke

Reisekosten einschlieBlich der Kosten flr die Benutzung von Kraftfahrzeugen
Mietkosten fur angemietete Geschaftsraume einschlief3lich Bewirtschaftungskosten
Ausgaben fur Investitionen

Sonstige Ausgaben

Zufuhrung der Riicklagen

765.969,53

500,00

766.469,53

579.673,63

17.325,01

18.317,25

0,00

5.223,64

27.142,06

1.692,23

2.719,43

36.108,00

1.484,08

4.343,45

72.440,75

766.469,53



Wirtschaftspriifungsgesellschaft

3. Vermégenstbersicht

a) Sachwerte nach Abschreibung (gem. LHO) per 31. Dezember 2022

-- davon € 1.484,80 Vermdgen, das im Berichtsjahr erworben wurde --

b) Riicklagen (inkl. Bankguthaben, Kassenbesténde, etc.) Ubertragung in das nichste

Haushaltsjahr

4. Erlauterungen

Zu 2j): Ubersicht Giber die in 2022 erfolgten Investitionen

Geringwertige Wirtschaftsgtiter

Investitionen 2022

Zu 3b): Entwicklung der Sachwerte

Sachwerte per 31.12.2021
+Zugange in 2022
.[. Abschreibungen in 2022

Sachwerte per 31.12.2022

Bremen, 31. Marz 2023

Fraktionsvorsitzende Fraktionsgeschaftsfihrung

22.868,02

287.422,03

1.484,08

1.484,08

37.824,68

1.484,08
16.440.74

22.868,02



Wirtschaftspriifungsgesellschaft
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Bescheinigung

Die Fraktionsgeschaftsfuhrung der FDP-Burgerschaftsfraktion Bremen, erteilte uns den Auftrag, die Rech-
nungslegung der Fraktion fir die Zeit vom 1. Januar bis 31. Dezember 2022 gemal3 8 42 Abs. 4 Bremisches

Abgeordnetengesetz zu prifen.

Wir haben diesen Auftrag anhand der uns vorgelegten Unterlagen und erteilten Auskinfte durchgefihrt.

Fur die Durchfihrung des Auftrages und unsere Verantwortlichkeit sind, auch im Verhaltnis zu Dritten, die als
Anlage beigefiigten Allgemeinen Auftragsbedingungen fir Wirtschaftsprifer und Wirtschaftsprifungs-

gesellschaften in der Fassung vom 1. Januar 2017 maf3gebend.

Prafungsvermerk

»Nach unser pflichtgemalen Prifung entspricht die vorstehende Rechnungslegung der FDP-Fraktion
der Bremischen Burgerschaft fur das Jahr 2021 den Vorschriften des § 42 Abs. 2 und 3 des BremAbgG
in der Fassung vom 16. Juni 2020 (BremGBl., Seite 469) unter Berlcksichtigung der Mitteilungen,
Erlduterungen und Ausfuhrungsbestimmungen des Direktors der Bremischen Burgerschaft zur

Rechnungslegung.”

Bremen, 31. Marz 2023

FSK GmbH - Niederlassung Bremen

Wirtschaftsprufungsgesellschaft

-
—

Gruneberg

Wirtschaftsprufer
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Anlagel

Volistéandigkeitserklarung

Ich habe der von der Fraktionsgeschaftsfuhrung der FDP-Burgerschaftsfraktion des Landes Bremen beauftragten
FSK GmbH, Wirtschaftsprifungsgesellschaft, Bremen,
die Kassen-, Bank- und Buchhaltungsunterlagen und die dazugehdrigen Belege fir die Zeit vom 1. Januar bis 31.

Dezember 2022 vorgelegt.

Ich erklare hiermit, dass diese Unterlagen, soweit sie sich in meinen Handen befinden, vollstandig sind und dass
mir keine Kassen- und Bankkonten sowie sonstigen Vermdgensgegenstande bekannt sind, die in den vorgelegten
Unterlagen nicht aufgezeichnet sind.

Mir ist auch nicht bekannt, dass Biurgschafts-, Wechsel- oder ahnliche Verpflichtungen gegeniiber der
FDP-Burgerschaftsfraktion bestehen.

Als Auskunftsperson habe ich benannt:
e Frau Nikola Brose
Diese Personen sind von mir angewiesen worden, alle erbetenen Auskunfte vollstandig und wahrheitsgemalR zu

erteilen.

Bremen, 31. Marz 2023

Fraktionsvorsitzende
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Allgemeine Auftragsbedingungen

far

Wirtschaftsprifer und Wirtschaftsprifungsgesellschaften

vom 1. Januar 2017

1. Geltungsbereich

(1) Die Auftragsbedingungen gelten fir Vertrage zwischen Wirtschaftsprufern
oder Wirtschaftspriifungsgesellschaften (im Nachstehenden zusammenfas-
send ,Wirtschaftsprifer* genannt) und ihren Auftraggebern tber Prufungen,
Steuerberatung, Beratungen in wirtschaftlichen Angelegenheiten und sonsti-
ge Auftréage, soweit nicht etwas anderes ausdriicklich schriftlich vereinbart
oder gesetzlich zwingend vorgeschrieben ist.

(2) Dritte kénnen nur dann Anspriiche aus dem Vertrag zwischen Wirt-
schaftsprifer und Auftraggeber herleiten, wenn dies ausdrucklich vereinbart
ist oder sich aus zwingenden gesetzlichen Regelungen ergibt. Im Hinblick auf
solche Anspriiche gelten diese Auftragsbedingungen auch diesen Dritten
gegenuber.

2. Umfang und Ausfuhrung des Auftrags

(1) Gegenstand des Auftrags ist die vereinbarte Leistung, nicht ein bestimm-
ter wirtschaftlicher Erfolg. Der Auftrag wird nach den Grundsatzen ordnungs-
mafiger Berufsausubung ausgefuhrt. Der Wirtschaftsprifer tbernimmt im
Zusammenhang mit seinen Leistungen keine Aufgaben der Geschaftsfiih-
rung. Der Wirtschaftsprifer ist fir die Nutzung oder Umsetzung der Ergebnis-
se seiner Leistungen nicht verantwortlich. Der Wirtschaftsprifer ist berechtigt,
sich zur Durchfiihrung des Auftrags sachversténdiger Personen zu bedienen.

(2) Die Beriicksichtigung ausléandischen Rechts bedarf — au3er bei betriebs-
wirtschaftlichen Prufungen — der ausdrucklichen schriftlichen Vereinbarung.

(3) Andert sich die Sach- oder Rechtslage nach Abgabe der abschlieRenden
beruflichen AuRerung, so ist der Wirtschaftspriifer nicht verpflichtet, den
Auftraggeber auf Anderungen oder sich daraus ergebende Folgerungen
hinzuweisen.

3. Mitwirkungspflichten des Auftraggebers

(1) Der Auftraggeber hat dafur zu sorgen, dass dem Wirtschaftsprufer alle fur
die Ausfuhrung des Auftrags notwendigen Unterlagen und weiteren Informa-
tionen rechtzeitig Ubermittelt werden und ihm von allen Vorgangen und
Umstanden Kenntnis gegeben wird, die fir die Ausfihrung des Auftrags von
Bedeutung sein kénnen. Dies gilt auch fir die Unterlagen und weiteren
Informationen, Vorgéange und Umsténde, die erst wahrend der Tatigkeit des
Wirtschaftsprifers bekannt werden. Der Auftraggeber wird dem Wirtschafts-
prifer geeignete Auskunftspersonen benennen.

(2) Auf Verlangen des Wirtschaftsprufers hat der Auftraggeber die Vollstén-
digkeit der vorgelegten Unterlagen und der weiteren Informationen sowie der
gegebenen Auskinfte und Erklarungen in einer vom Wirtschaftsprufer formu-
lierten schriftlichen Erklarung zu bestatigen.

4. Sicherung der Unabhé&ngigkeit

(1) Der Auftraggeber hat alles zu unterlassen, was die Unabhangigkeit der
Mitarbeiter des Wirtschaftspriifers gefahrdet. Dies gilt fir die Dauer des
Auftragsverhaltnisses insbesondere fiir Angebote auf Anstellung oder Uber-
nahme von Organfunktionen und fur Angebote, Auftrage auf eigene Rech-
nung zu Ubernehmen.

(2) Sollte die Durchfuhrung des Auftrags die Unabhangigkeit des Wirtschafts-
prifers, die der mit ihm verbundenen Unternehmen, seiner Netzwerkunter-
nehmen oder solcher mit ihm assoziierten Unternehmen, auf die die Unab-
héngigkeitsvorschriften in gleicher Weise Anwendung finden wie auf den
Wirtschaftsprifer, in anderen Auftragsverhaltnissen beeintrachtigen, ist der
Wirtschaftsprifer zur aufRerordentlichen Kiindigung des Auftrags berechtigt.

5. Berichterstattung und mindliche Auskinfte

Soweit der Wirtschaftsprifer Ergebnisse im Rahmen der Bearbeitung des
Auftrags schriftlich darzustellen hat, ist alleine diese schriftliche Darstellung
mafigebend. Entwirfe schriftlicher Darstellungen sind unverbindlich. Sofern
nicht anders vereinbart, sind mindliche Erklarungen und Auskinfte des
Wirtschaftsprifers nur dann verbindlich, wenn sie schriftlich bestéatigt werden.
Erklarungen und Auskinfte des Wirtschaftsprifers aul3erhalb des erteilten
Auftrags sind stets unverbindlich.

6. Weitergabe einer beruflichen AuRerung des Wirtschaftspriifers

(1) Die Weitergabe beruflicher AuRerungen des Wirtschaftspriifers (Arbeits-
ergebnisse oder Ausziige von Arbeitsergebnissen — sei es im Entwurf oder in
der Endfassung) oder die Information Uber das Tatigwerden des Wirtschafts-
prifers fur den Auftraggeber an einen Dritten bedarf der schriftlichen Zustim-
mung des Wirtschaftsprifers, es sei denn, der Auftraggeber ist zur Weiter-
gabe oder Information aufgrund eines Gesetzes oder einer behérdlichen
Anordnung verpflichtet.

(2) Die Verwendung beruflicher AuRerungen des Wirtschaftspriifers und die
Information Uber das Téatigwerden des Wirtschaftsprifers fur den Auftragge-
ber zu Werbezwecken durch den Auftraggeber sind unzulassig.

7. Mangelbeseitigung

(1) Bei etwaigen Mangeln hat der Auftraggeber Anspruch auf Nacherfiillung
durch den Wirtschaftsprufer. Nur bei Fehlschlagen, Unterlassen bzw. unbe-
rechtigter Verweigerung, Unzumutbarkeit oder Unmdglichkeit der Nacherfil-
lung kann er die Vergitung mindern oder vom Vertrag zuriicktreten; ist der
Auftrag nicht von einem Verbraucher erteilt worden, so kann der Auftraggeber
wegen eines Mangels nur dann vom Vertrag zuriicktreten, wenn die erbrach-
te Leistung wegen Fehischlagens, Unterlassung, Unzumutbarkeit oder
Unmadglichkeit der Nacherfillung fiir ihn ohne Interesse ist. Soweit dariiber
hinaus Schadensersatzanspriiche bestehen, gilt Nr. 9.

(2) Der Anspruch auf Beseitigung von Mangeln muss vom Auftraggeber
unverziglich in Textform geltend gemacht werden. Anspriiche nach Abs. 1,
die nicht auf einer vorsatzlichen Handlung beruhen, verjahren nach Ablauf
eines Jahres ab dem gesetzlichen Verjahrungsbeginn.

(3) Offenbare Unrichtigkeiten, wie z.B. Schreibfehler, Rechenfehler und
formelle Mangel, die in einer beruflichen AuRerung (Bericht, Gutachten und
dgl.) des Wirtschaftsprifers enthalten sind, kénnen jederzeit vom Wirt-
schaftspriifer auch Dritten gegeniber berichtigt werden. Unrichtigkeiten, die
geeignet sind, in der beruflichen AuRerung des Wirtschaftspriifers enthaltene
Ergebnisse infrage zu stellen, berechtigen diesen, die AuRerung auch Dritten
gegenuber zuriickzunehmen. In den vorgenannten Fallen ist der Auftragge-
ber vom Wirtschaftsprifer tunlichst vorher zu héren.

8. Schweigepflicht gegentuber Dritten, Datenschutz

(1) Der Wirtschaftsprufer ist nach MaRRgabe der Gesetze (§ 323 Abs. 1 HGB,
§ 43 WPO, § 203 StGB) verpflichtet, Gber Tatsachen und Umstande, die ihm
bei seiner Berufstéatigkeit anvertraut oder bekannt werden, Stillschweigen zu
bewahren, es sei denn, dass der Auftraggeber ihn von dieser Schweigepflicht
entbindet.

(2) Der Wirtschaftsprifer wird bei der Verarbeitung von personenbezogenen
Daten die nationalen und europarechtlichen Regelungen zum Datenschutz
beachten.

9. Haftung

(1) Fur gesetzlich vorgeschriebene Leistungen des Wirtschaftspriifers, insbe-
sondere Prifungen, gelten die jeweils anzuwendenden gesetzlichen Haf-
tungsbeschrankungen, insbesondere die Haftungsbeschréankung des § 323
Abs. 2 HGB.

(2) Sofern weder eine gesetzliche Haftungsbeschrankung Anwendung findet
noch eine einzelvertragliche Haftungsbeschrankung besteht, ist die Haftung
des Wirtschaftsprifers fir Schadensersatzanspriiche jeder Art, mit Ausnah-
me von Schaden aus der Verletzung von Leben, Kérper und Gesundheit,
sowie von Schaden, die eine Ersatzpflicht des Herstellers nach § 1
ProdHaftG begrunden, bei einem fahrlassig verursachten einzelnen Scha-
densfall gemaf § 54a Abs. 1 Nr. 2 WPO auf 4 Mio. € beschrénkt.

(3) Einreden und Einwendungen aus dem Vertragsverhéltnis mit dem Auf-
traggeber stehen dem Wirtschaftsprufer auch gegeniber Dritten zu.

(4) Leiten mehrere Anspruchsteller aus dem mit dem Wirtschaftsprifer
bestehenden Vertragsverhéltnis Anspriche aus einer fahrlassigen Pflichtver-
letzung des Wirtschaftspriifers her, gilt der in Abs. 2 genannte Héchstbetrag
fur die betreffenden Anspriche aller Anspruchsteller insgesamt.
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(5) Ein einzelner Schadensfall im Sinne von Abs. 2 ist auch beziglich eines
aus mehreren Pflichtverletzungen stammenden einheitlichen Schadens
gegeben. Der einzelne Schadensfall umfasst samtliche Folgen einer Pflicht-
verletzung ohne Ricksicht darauf, ob Schaden in einem oder in mehreren
aufeinanderfolgenden Jahren entstanden sind. Dabei gilt mehrfaches auf
gleicher oder gleichartiger Fehlerquelle beruhendes Tun oder Unterlassen als
einheitliche Pflichtverletzung, wenn die betreffenden Angelegenheiten mitei-
nander in rechtlichem oder wirtschaftichem Zusammenhang stehen. In
diesem Fall kann der Wirtschaftsprifer nur bis zur H6he von 5 Mio. € in
Anspruch genommen werden. Die Begrenzung auf das Finffache der Min-
destversicherungssumme gilt nicht bei gesetzlich vorgeschriebenen Pflicht-
prifungen.

(6) Ein Schadensersatzanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von sechs
Monaten nach der schriftlichen Ablehnung der Ersatzleistung Klage erhoben
wird und der Auftraggeber auf diese Folge hingewiesen wurde. Dies gilt nicht
fur Schadensersatzanspriiche, die auf vorsatzliches Verhalten zuriickzufiih-
ren sind, sowie bei einer schuldhaften Verletzung von Leben, Kérper oder
Gesundheit sowie bei Schaden, die eine Ersatzpflicht des Herstellers nach §
1 ProdHaftG begriinden. Das Recht, die Einrede der Verjahrung geltend zu
machen, bleibt unberihrt.

10. Erganzende Bestimmungen fir Prifungsauftrage

(1) Andert der Auftraggeber nachtraglich den durch den Wirtschaftspriifer
gepruften und mit einem Bestétigungsvermerk versehenen Abschluss oder
Lagebericht, darf er diesen Bestatigungsvermerk nicht weiterverwenden.

Hat der Wirtschaftspriifer einen Bestatigungsvermerk nicht erteilt, so ist ein
Hinweis auf die durch den Wirtschaftspriifer durchgefiihrte Prifung im Lage-
bericht oder an anderer fir die Offentlichkeit bestimmter Stelle nur mit schrift-
licher Einwilligung des Wirtschaftsprifers und mit dem von ihm genehmigten
Wortlaut zulassig.

(2) Widerruft der Wirtschaftsprifer den Bestatigungsvermerk, so darf der
Bestatigungsvermerk nicht weiterverwendet werden. Hat der Auftraggeber
den Bestatigungsvermerk bereits verwendet, so hat er auf Verlangen des
Wirtschaftsprifers den Widerruf bekanntzugeben.

(3) Der Auftraggeber hat Anspruch auf finf Berichtsausfertigungen. Weitere
Ausfertigungen werden besonders in Rechnung gestellt.

11. Erganzende Bestimmungen fir Hilfeleistung in Steuersachen

(1) Der Wirtschaftspriifer ist berechtigt, sowohl bei der Beratung in steuerli-
chen Einzelfragen als auch im Falle der Dauerberatung die vom Auftraggeber
genannten Tatsachen, insbesondere Zahlenangaben, als richtig und vollstan-
dig zugrunde zu legen; dies gilt auch fur Buchfihrungsauftrage. Er hat jedoch
den Auftraggeber auf von ihm festgestellte Unrichtigkeiten hinzuweisen.

(2) Der Steuerberatungsauftrag umfasst nicht die zur Wahrung von Fristen
erforderlichen Handlungen, es sei denn, dass der Wirtschaftsprifer hierzu
ausdrucklich den Auftrag tbernommen hat. In diesem Fall hat der Auftragge-
ber dem Wirtschaftsprufer alle fur die Wahrung von Fristen wesentlichen
Unterlagen, insbesondere Steuerbescheide, so rechtzeitig vorzulegen, dass
dem Wirtschaftsprifer eine angemessene Bearbeitungszeit zur Verfligung
steht.

(3) Mangels einer anderweitigen schriftichen Vereinbarung umfasst die
laufende Steuerberatung folgende, in die Vertragsdauer fallenden Tatigkei-
ten:

a) Ausarbeitung der Jahressteuererklarungen fir die Einkommensteuer,
Korperschaftsteuer und Gewerbesteuer sowie der Vermdgensteuererkla-
rungen, und zwar auf Grund der vom Auftraggeber vorzulegenden Jahres-
abschliisse und sonstiger fir die Besteuerung erforderlicher Aufstellungen
und Nachweise

b) Nachprifung von Steuerbescheiden zu den unter a) genannten Steuern

c) Verhandlungen mit den Finanzbehdrden im Zusammenhang mit den
unter a) und b) genannten Erklarungen und Bescheiden

d) Mitwirkung bei Betriebsprifungen und Auswertung der Ergebnisse von
Betriebsprufungen hinsichtlich der unter a) genannten Steuern

e) Mitwirkung in Einspruchs- und Beschwerdeverfahren hinsichtlich der
unter a) genannten Steuern.

Der Wirtschaftspriifer beriuicksichtigt bei den vorgenannten Aufgaben die
wesentliche verdffentlichte Rechtsprechung und Verwaltungsauffassung.

(4) Erhalt der Wirtschaftsprufer fur die laufende Steuerberatung ein Pau-
schalhonorar, so sind mangels anderweitiger schriftlicher Vereinbarungen die
unter Abs. 3 Buchst. d) und e) genannten Tatigkeiten gesondert zu honorie-
ren.

(5) Sofern der Wirtschaftspriifer auch Steuerberater ist und die Steuerbera-
tervergltungsverordnung fiir die Bemessung der Vergitung anzuwenden ist,
kann eine héhere oder niedrigere als die gesetzliche Vergutung in Textform
vereinbart werden.

(6) Die Bearbeitung besonderer Einzelfragen der Einkommensteuer, Kérper-
schaftsteuer, Gewerbesteuer, Einheitsbewertung und Vermégensteuer sowie
aller Fragen der Umsatzsteuer, Lohnsteuer, sonstigen Steuern und Abgaben
erfolgt auf Grund eines besonderen Auftrags. Dies gilt auch fir

a) die Bearbeitung einmalig anfallender Steuerangelegenheiten, z.B. auf
dem Gebiet der Erbschaftsteuer, Kapitalverkehrsteuer, Grunderwerbsteuer,

b) die Mitwirkung und Vertretung in Verfahren vor den Gerichten der Fi-
nanz- und der Verwaltungsgerichtsbarkeit sowie in Steuerstrafsachen,

c) die beratende und gutachtliche Tatigkeit im Zusammenhang mit Um-
wandlungen, Kapitalerhdhung und -herabsetzung, Sanierung, Eintritt und
Ausscheiden eines Gesellschafters, BetriebsverauBerung, Liquidation und
dergleichen und

d) die Unterstitzung bei der Erflllung von Anzeige- und Dokumentations-
pflichten.

(7) Soweit auch die Ausarbeitung der Umsatzsteuerjahreserklarung als
zusétzliche Téatigkeit ibernommen wird, gehoért dazu nicht die Uberpriifung
etwaiger besonderer buchmafiger Voraussetzungen sowie die Frage, ob alle
in Betracht kommenden umsatzsteuerrechtlichen Vergiinstigungen wahrge-
nommen worden sind. Eine Gewahr fur die vollstandige Erfassung der Unter-
lagen zur Geltendmachung des Vorsteuerabzugs wird nicht ibernommen.

12. Elektronische Kommunikation

Die Kommunikation zwischen dem Wirtschaftsprifer und dem Auftraggeber
kann auch per E-Mail erfolgen. Soweit der Auftraggeber eine Kommunikation
per E-Mail nicht wiinscht oder besondere Sicherheitsanforderungen stellt, wie
etwa die Verschlusselung von E-Mails, wird der Auftraggeber den Wirt-
schaftspriifer entsprechend in Textform informieren.

13. Vergutung

(1) Der Wirtschaftspriifer hat neben seiner Gebuhren- oder Honorarforderung
Anspruch auf Erstattung seiner Auslagen; die Umsatzsteuer wird zusétzlich
berechnet. Er kann angemessene Vorschiisse auf Vergutung und Auslagen-
ersatz verlangen und die Auslieferung seiner Leistung von der vollen Befrie-
digung seiner Anspriiche abhangig machen. Mehrere Auftraggeber haften als
Gesamtschuldner.

(2) Ist der Auftraggeber kein Verbraucher, so ist eine Aufrechnung gegen
Forderungen des Wirtschaftsprufers auf Vergitung und Auslagenersatz nur
mit unbestrittenen oder rechtskréftig festgestellten Forderungen zuléssig.

14. Streitschlichtungen

Der Wirtschaftsprufer ist nicht bereit, an Streitbeilegungsverfahren vor einer
Verbraucherschlichtungsstelle im Sinne des § 2 des Verbraucherstreitbeile-
gungsgesetzes teilzunehmen.

15. Anzuwendendes Recht

Fir den Auftrag, seine Durchfiihrung und die sich hieraus ergebenden An-
spriiche gilt nur deutsches Recht.
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